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A. Handelsrechtliche Regelung 


Aktien und Geſchäftsanteile (im folgenden 
abgekürzt: Anteile) verkörpern Mitglied ſchafts⸗ 
rechte an Kapitalgeſellſchaften. Sie unterſcheiden ſich von 
Schuldverſchreibungen. Dieſe verbriefen Forderungsrechte. 

Es iſt grundſätzlich unerwünſcht, daß Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften eigene Anteile erwerben. Sie erlangen dadurch 
Rechte (Beteiligungen) an ſich ſelbſt. Das widerſpricht dem 
Grundgedanken, daß eine Kapitalgeſellſchaft auf die Dauer 
nicht ihr eigener Geſellſchafter fein kann. Es können durch 
den entgeltlichen Erwerb eigener Anteile auch wirtſchaftliche 
Schäden entſtehen. 

Das Grundkapital der Aktiengeſellſchaft und das 
Stammkapital der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
ſollen zum Schutz der Gläubiger dieſer Geſellſchaften er⸗ 
halten bleiben. Der entgeltliche Erwerb eigener Anteile be⸗ 
deutet aber wirtſchaftlich eine teilweiſe Rückzahlung des Ge⸗ 
ſellſchaftskapitals. Dadurch können die Gläubiger dieſer 
Geſellſchaften geſchädigt werden. Die Kapitalherabſetzung 
ſoll ſich grundſätzlich gegen alle Geſellſchafter gleichmäßig 
auswirken. Es werden aber beim entgeltlichen Erwerb 
eigener Anteile einzelne Geſellſchafter voll entſchädigt, wäh⸗ 
rend die anderen Geſellſchafter im Fall einer ſpäteren Her⸗ 
abſetzung des Kapitals ohne Rückzahlung leer ausgehen. 
Schließlich kann auch die Geſellſ chaft durch den Erwerb 
eigener Anteile geſchädigt werden. Geht ſpäter der Ertrag 
der Geſellſchaſt zurück, dann ſinkt in der Regel der Wert 
der Anteile dieſer Geſellſchaft und damit auch der Wert der 
eigenen Anteile. Der Gewinn der Geſellſchaft wird in die⸗ 


d) Verdeckte Gewinnausſchüttung an den (die) verbliebenen 
Geſellſchafter, 
e) Erwerb neu geſchaffener Anteile, 
6. Schachtelvorrecht und Mindeſtbeſteuerung. 
7. Kapitalherabſetzung, 
8. Verſchmelzung 
a) unechte Verſchmelzung. 
b) echte Verſchmelzung, * 
o) Vermögensübertragung, 
9. Auflöſung. 


ſem Fall durch Wertabſchreibungen auf die eigenen Anteile 
oder durch Verluſte aus Weiterverkäufen gemindert. g 
Das Aktiengeſetz hat aus dieſen Gründen die 
Borausſetzungen für den Erwerb eigener 
Aktien gegenüber dem früheren Recht (8 226 HGB) 
verſchärft. Hinweis auf 88 51 und 65 AktG. ˖ 
Die Aktiengeſellſchaft darf eigene Aktien ni ch t 
als Erſterwerberin übernehmen. 
reits ausgegebene Aktien nur erwerben, wenn 
es zur Abwendung eines ſchweren Schadens 
von der Geſellſchaft notwendig iſt, z. B. Aktienkauf zur 
Kursſtützung oder zur Abwehr der Überfremdung. Der 
Nennbetrag der eigenen Aktien darf aber in dieſem 
Fall nicht mehr als 10 v. H. des Grundkapi⸗ 
tals betragen. Der Erwerb eigener Aktien iſt dar⸗ 
iiber hinaus erlaubt, wenn die Aktien unen tgeltlich 
oder für Rechnung eines Dritten oder zur Ein- 
ziehung und Herabſetzung des Grundkapi⸗ 
tal3 erworben werden. 
8 65 Abſätze 1 und 2 und § 192 AktG. - 2 
Die Geſellſchaft kann aus eigenen Aktien feine 
Rechte geltend machen. Sie ruhen bis zur Übertragung 
der eigenen Aktien auf Dritte. Hinweis auf 8 65 Abſatz 7 
AktG. Schuld rechtliche Erwerbsgeſchäfte uber 
eigene Aktien und dingliche Erwerbsgeſchäfte 
über eigene noch nicht voll LTR Aktien, 
die gegen die obigen Vorſchriften verſtoßen. ſind nichtig. 
Hinweis auf § 65 Abſatz 3 AktG. Die Be ſteuerung 
ſolcher Geſchäfte wird dadurch aber nicht ausge ⸗ 
ſchloſſen. Hinweis auf $ 5 Abſatz 2 StAnpG. 


Sie darf be⸗ 


über Einzelheiten Hinweis auf 


- 
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§ 128 Abſatz 2 
icht über den 
Aktien, über den Erwerb 
ſtigen einſchlägigen Verhältni 
ſellſchaft eigene Aktien im 

dann iſt im Geſchäftsbe 
Außerungspreis und 

des Erlöſes zu berichten. 
Aktien iſt § 131 Abſa 
Abſchlußbilanz 
ſteuerliche überprüfung des Ge 
Aktien wird durch dieſe Offenle 


Geſellſchafte i 
ähnlichen Beſchränkun. 
Erwerb eigener Aktien. Hinwei 


2 Akt gemäß iſt im Ge- 
Nennbetrag der eigenen 
Spreis und über die fon» 
ſſe zu berichten. Hat die Ge⸗ 
Geſchäftsjahr veräußert, 
richt auch über den Ver⸗ 
über die Verwendung 

Der Beſtand an eigenen 
6 1A II Ziffer 5 AktG gemäß in der 


ſchäftsverkehrs über eigene 
gung erleichtert. 

eigener Geſchäftsanteile durch 
ö chränkter Haftung iſt 
gen unterworfen wie der 
s auf § 33 GmbHG. 

ſich beim Erwerb und bei der Veräußerung 
Anteile eine Reihe von ſteuerlichen Fragen. 


verpflichtet, den Teilwert anzuſetzen ... Er iſt berechtigt, bei 
einem über dieſen Wert hinausgehenden Anſatz inſoweit zu 
berbleiben, als dies mit den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung vereinbar iſt .. . Das bedeutet, das weſentliche 
Wertminderungen, die als dauernder, endgültiger Verluſt an⸗ 
zuſehen find, in Form bon Abſchreibungen berückſichtigt 
werden müſſen, daß jedoch augenblickliche Wert⸗ 
ſchwankungen, bei denen der Kaufmann nach 
Lage der Verhältniſſe damit rechnen kann, 
daß ſie in angemeſſener Zeit durch Wert⸗ 
ſtelgerungen ſich wieder ausgleichen (noch 
nicht endgültiger Verluſt) nicht berückſichtigt 
werden müſſen. Für Wertpapiere des Anlagevermögens, 
deren Wert dauernd und weſentlich unter die Anſchaffungs⸗ 
koſten geſunken iſt, iſt ſomit im Gegenſatz zu den Wertpapieren 
des umlaufenden Vermögens das Bewertungswahlrecht nicht 
vollkommen ausgeſchloſſen, ſondern lediglich, gemeſſen an den 
Beſtimmungen für das übrige Anlagevermögen weſent⸗ 
lich beſchränkt ...“ 


Eigene Anteile gehören aber nicht zum An⸗ 


lagevermögen. Sie ſind keine Beteiligungen, weil 
die Geſellſchaft nicht an ſich ſelbſt beteiligt ſein kann. Die 
eigenen Anteile ſind aus dieſem Grund zum umlaufen⸗ 
den Vermögen zu rechnen. Das gilt auch dann, 
wenn die Geſellſchaft die Abſicht hat, die eigenen Anteile 
dauernd zu behalten. Hinweis auf § 131 Abſatz 1 
ATI Ziffer 5 Aktch. Danach ſind die eigenen Aktien in der 
Handelsbilanz geſondert unter den Poſten des Um⸗ 
lauf vermögens auszuweiſen. Dieſer Regelung iſt 
ſteuerlich zu folgen. Die Geſellſchaft iſt daher ver⸗ 
pflichtet, die eigenen Anteile am Bilanztag mit dem 
niedrigeren Teilwert zu bewerten. 


B. Steuerliche Behandlung 


chäftsanteile ſind vor der 
rſterwerber wertlos. 
nn ſie von Dritten feſt 
Sie gelangen dadurch in den Ver- 
ſind dann wie jedes andere Wirt⸗ 
gu zu behandeln. Daran ändert 
die Geſellſchaft ſpäter dieſe Anteile zurücke 0 
90 bsvermögen der Geſellſchaft und 
n Erfolgsbilanz nach den allge- 
zu bewerten Hinweis 


Aktien und Gef 
Ausgabe an den E 
langen erſt dann einen Wert, we 
erworben werden. 


ſich nichts, wenn 
rwirbt. Sie ge⸗ 


ſind in der ſteuerliche 
meinen Bewertungsregeln 
auf RStBl 1935 S. 773 Nr 522: 


Der Börſenkurs gibt in der Regel einen Anhalt, 


ob der Teilwert der eigenen Anteile geſunken und eine Ab- 
ſchreibung geboten iſt. 


für die Vermögenſteuer: 
rtungsmaßſtab iſt danach 
spreis. Davon gibt es 


RStBl 1929 S. 243 Nr 382. Bewe 
grundſätzlich der Anſcha ffung 


In beſonderen Fällen iſt aber trotz niedri⸗ 


gerer Börſenkurſe eine Teilwertabſchrei⸗ 


eine Ausnahme. 


Iſt in dem Erwerbspreis für die eigenen Anteile eine 


ung berwehrt. Der Ric hat ausgeſprochen, daß 


unter Umſtänden eine Mehrheit von einzelnen 
Aktien ein ſelbſtändig zubewertendes Wirt⸗ 
ſchaftsgut (Aktienpaket) darſtellt. Es iſt nicht mit 
dem Börſenkurs der einzelnen Aktien ſondern einheit 
lich zu bewerten. Vorausſetzung für die Annahme 
eines ſelbſtändig zu bewertenden Aktienpakets iſt, daß be⸗ 
ſtimmte Vorteile nachweisbar ſind, die durch die 
Häufung der Aktien erſtrebt werden und die ſich 
in Geld ſchätzen laſſen. Hinweis auf RStBl 1930 S. 92 
Nr 130, 1931 S. 302 Nr 383, 1935 S. 857 Nr 590. Der 


chüttung an 
1 Käufer, um ſpätere Wertab- 
spreis auszuſchließen, 
fungspreis der K 


Gewinnausſ 
käufer enthalten, dann iſt bein 
ſchreibungen vom er 
als ſteuerliche 
preis nach Abzug der verdeckten Gemini 
zuſehen. Dieſer geminderte Kaufpreis 
betrag, mit dem die eigenen Anteile i 
Der Unterſchied 
Bilanz zuzuſetzen. 


höhten Anſchaffung 


lausſchüttung an⸗ 
t der Höchſt⸗ 
n der Bilanz zu 
iſt dem Gewinn 
außerhalb der 


2. Abſchreibung Unterſchied zwiſchen den 


Anſchaffungskoſten des 


Aktienpakets und dem niedrigeren Börſenkurs 
dieſer Aktien iſt dann als Paketzuſchlag zu behandeln. 
Er bildet das Sonderentg elt, das der Käufer für die 
Vorteile zahlt, die für ihn mit dem Erwerb des 
Aktien pakets verbunden find, Der Paket zuſchlag 
iſt nicht abſchreihungsfähig, weil ein Kaufmann in der 


ungen auf eigene noch nicht im 
eſene Anteile ſind unzuläf 
abſchreibungsfähigen 
geſellſchafteigene Aktien 
r Aktien aus einer Kapital⸗ 
auf die eingetauſchten 
Wertabſchreibungen 


Verkehr gew 
Ste haben noch 
Wert. Erwirbt eine Aktien 
gegen Hingabe 
erhöhung, dann dürfen auch 
eigenen Aktien keine 


egel nicht mehr für ein Wirtſchaftsgut aufwendet, als es 


ihm für ſeinen Betrieb wert iſt. 


vorgenommen werden. 
find an die Stelle der ji 
ſchaft ſind aber dadurch 


Die eingetauſchten eigenen Aktien 
ungen Aktien getreten. Der Geſell⸗ 
keine neuen Mittel zugefloſſen. Die 


Dieſe Grundſätze gelten entſprechend für die Be⸗ 


wertung eines Pakets eigener Aktien. 
Beiſpiel: 


Kapitalerhöhung iſt wi 
äußerung der eingetauſchten ei 
Daraus folgt, de 
lich als noch nicht e 
deln ſind. Hinweis auf RSt 
ind dagegen eigene Ant 
dgültig aus 
bei der Kapitalgeſellſchaft wi 


rtſchaftlich erſt mit der Meiterver- 
genen Aktien abgeſchloſſen. 
chten eigenen Aktien ſteuer⸗ 
ausgegebene Aktien zu behan- 
Bl 1935 S. 773 Nr 522. 

eile zu behandeln, 
gegeben waren. Sie ſind 
andere Wirt- 
Teilwertabſchrei— 
uläſſig. Es ſteht aber 


bungen auf ſolche Anteile ſind 3 


Ach k ſteht im Wettbewerb mit AG Y. Sie will die 
Aktienmehrheit von Acc N erwerben und dann den Betrieb 
dieſer Geſellſchaft ſtillegen. Gin Großaktionär der AG 9 
beahſichtigt, fein Aktienpaket wegen des günſtigen Angebots 
an Ach & zu verkaufen. AG erwirbt zur Abwehr der ihr 
von Ach k drohenden Gefahr das Aktienpaket und muß dem 
Großaktionär einen Überpreis zahlen. 

Die Geſellſchaft hat in der Erfolgsbilanz das Aktien⸗ 


paket mit dem niedrigeren Börſenkurs bewertet. Das Fi⸗ 
nanzamt iſt damit einderſtanden. Es will aber den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Anſchaffungspreis und Börſenkurs als ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung behandeln. 


der Geſellſchaft nicht frei, bei de 
Anteile zwiſchen dem Anſchaff 
niedrigeren Teilwert zu 
gilt nur für die Bewertung von 
des Anlagevermögens 
auf RStBl 1938 S. 934 Nr 872, 


r Bewertung der eigenen 
Ungspreis und dem 
wählen. Dieſes Wahlrecht 
Wirtſchaftsgütern 
Beteiligungen). 
1939 S. 746 Nr 710: 


Beide Anſichten gehen fehl. ö 
Die Geſellſchaft hat durch den Erwerb des Aktien⸗ 


pakets die Stillegung ihres Betriebs verhindert. 
Dieſer Vorteil iſt in Geld abſchätzbar. Er umfaßt zum 
mindeſten den Me h hee, ,, 


Wert einer Beteiligung weſentlich unter die 
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Aktienpaket über den Börſenkurs gezahlt hat. Dieſer 
Mehrbetrag (Paketzuſchlag) muß bei der Ermitt⸗ 
lung der Wiederbeſchaffungskoſten in Rech⸗ 
nung geſtellt werden. Daraus ergibt ſich, daß der Teil⸗ 
wert des Aktienpakets nicht unter dem An⸗ 
ſchaffungspreis liegt. Es kann auch nicht einge⸗ 
wendet werden, daß ein Verkauf des Aktienpakets nur zum 
Börſenkurs möglich iſt. Es kommt bei der Ermittlung des 
Teilwerts nicht darauf an, was die Geſellſchaft für das 
Paket erhält, wenn ſie es verkaufen würde. Entſcheidend iſt, 
was ein Käufer ihres Betriebs dafür bezahlen 
würde, der mit der AG X in ähnlicher Weiſe in 
Wettbewerb ſtünde wie A ) vor Erwerb des 
Aktienpakets. Hinweis auf RStBl 1931 S. 302 Nr 383. 

Eine verdeckte Gewinnausſchüttung an den 
Verkäufer kann hier deshalb nicht angenommen werden, 
weil die Geſellſchaft den Überpreis in betrieblichem 
Intereſſe gezahlt hat. Sie hat dem Verkäufer keinen 
Vorteilohne Gegenlejftung eingeräumt. 

Verkauft die Geſellſchaft ſpäter das Aktienpaket zum 
niedrigeren Börſenkurs an eigene Aktionäre 
gegen Übernahme der Verpflichtung, die 
Aktien nicht in die Hände der Konkurrenz ge 
langen zu laſſen, dann ſtellt der Unterſchied zwiſchen 
Anſchaffungspreis und Verkaufserlös keinen Verluſt 
dar. Der mit dem Erwerb des Aktienpakets verbundene 
Vorteil (Abwehr der Konkurrenz) iſt der Geſellſchoft auch 
nach dem Verkauf des Aktienpakets erhalten geblieben. Er 
iſt als unkörperliches Wirtſchaftsgut zu akti⸗ 
vieren. Hinweis auf RStBl 1937 S. 622 Nr 431. 

Es können auch Verluſte (Abſchreibungen), die ſich 
aus der Umwandlungeigener Vorzugsaktien 
in Stammaktien ergeben, ſteuerlich nicht anerkannt 
werden. 

Beiſpiel: 

Das Grundkapital der AG X zerfällt in Vorzugsaktien im 
Nennwert bon 200 000 RM und in Stammaktien im Nenn⸗ 
wert von 500 000 RM. A iſt Eigentümer der mit Mehrſtimm⸗ 
rechten und mit erhöhtem Dividendenrecht ausgeſtatteten Vor— 
zugsaktien. Er beherrſcht dadurch die Geſellſchaft. Dieſe kauft 
von A die Vorzugsaktien zum Kurs von 200 v. H. je Aktie im 
Nennwert von 100 Robe. Dieſer Kurs entſpricht dem inneren 
Wert der Vorzugsaktien. Die Vorzugsaktien werden dann in 
Stammaktien umgewandelt. Die Umwandlung war zur Auf— 
nahme eines Bankkredits geboten. Der Börſenkurs der Stamm⸗ 
aktien beträgt 100 v. H. 


a Die Geſellſchaft hat die umgewandelten Aktien mit 
dieſem Kurs bewertet. Sie hat den Unterſchied zwiſchen 
dem Wert der Vorzugsaktien vor der Umwandlung (400 000 
Reichsmark) und nach der Umwandlung (200 000 RM) zu 
Laſten des Gewinns abgeſchrieben. 

Dieſe Abſchreibung iſt unzuläſſig. Der Rich hat 


in einem ähnlichen Fall die zum Zweck günſtiger Finan⸗ 


zierungsmöglichkeiten (Kapitalerhöhung, Kreditaufnahme) 
herbeigeführte Entwertung der Vorzugsaktien 
(Umwandlung in Stammaktien) nicht anerkannt. Die 
Entwertung ſei eine nicht abzugsfähige Aufwen⸗ 
dung zur Verbeſſerung und Vermehrung 
des Vermögens. Man könne ſie auch „als eine Art 
wirtſchaftlicher Amortiſation anſehen“. Der 
dabei entſtehende Verluſt dürfe den Gewinn nicht min⸗ 
dern. Hinweis auf RStBl 1933 S. 1199 Nr 980, Mirre, 
DStg 1936 Nr 29 S. 827. 

Der durch die Entwertung der Vorzugsaktien entſtan⸗ 
dene Buchverluſt darf auch aus folgender Überlegung den 
Bilanzgewinn nicht mindern. 

Die Geſellſchaft hätte durch Einziehung der 
eigenen Vorzugsaktien das Grundkapital um den 
Nennwert dieſer Aktien herabſetzen und dieſes ſodann 
um den gleichen Betrag wieder erhöhen können. Der 
ſich bei der Kapitalherabſetzung ergebende Buch⸗ 
verluſt von 200 000 RM (Unterſchied zwiſchen Anſchaf⸗ 
fungspreis und dem Nennwert der eigenen Vorzugsaktien) 
durfte dann den ſteuerpflichtigen Gewinn nicht 
berühren, weil es ſich um einen für die Körperichaftitener 
unbeadbtliden gefellihaftsredtliden Vor- 


gang handelt. Hinweis auf RSIBI 1934 S. 436 Nr 374, 
Die Geſellſchaft hat im obigen Beiſpiel den einfacheren 
Weg gewählt. Sie hat zur Zerſchlagung dereige⸗ 
nen Vorzugsaktien ohne Minderung ihres 
Grundkapitals die Vorzugsaktien in 
Stammaktien umgewandelt. 

In beiden Fällen ſind die Vorzugsaktien 
untergegangen. Der Unterſchied der beiden 
Wege liegt in folgendem. Die Geſellſchaft hätte im Fall der 
Herabſetzung des Grundkapitals um den 
Nennwert der eigenen Vorzugsaktien und der 
damit verbundenen Erhöhung des Grundkapi⸗ 
tals um den gleichen Nennwert nunmehr an Stelle 
der bereits im Verkehr geweſenen Vor zugs⸗ 
aktien den Zeichnungsbetrag für die neu 
ausgegebenen Aktien erhalten. Bei der Um: 
wandlung der eigenen Vorzugsaktien in 
Stammaktien beſitzt ſie dagegen nach wie vor be⸗ 
reits im Verkehr geweſene eigene Aktien. 
Das Letzte iſt von Bedeutung für die Beſteuerung 
des ſich bei einem ſpäteren Verkauf der eigenen Aktien er⸗ 
gebenden Veräußerungsgewinns. Hinweis auf 
Abſchnitt 83. Der durch die Vernichtung der Vor ⸗ 
zugsaktien entſtandene Buchverluſt muß dagegen 
in beiden Fällen gleich behandelt werden. Er darf 
in ſinngemäßer Anwendung der Grundſätze über die ſteuer⸗ 
liche Behandlung des ſich bei einer Kapitalherabſetzung er- 
gebenden Buchverluſts den Betriebsgewinn nicht 
mindern. 

Der oben behandelte Fall der Umwandlung von 
Vorzugsaktien in Stammaktien iſt auch 
heute noch von Bedeutung. Das Aktiengeſetz verbietet 
allerdings grundſätzlich die Ausgabe von Vorzug s 
aktien mit Mehrſtimmrechten. Hinweis auf § 12 
Akt. Es hat dafür die Vorzugsaktien ohne 
Stimmrecht eingeführt. Hinweis auf § 115 AktG. Die 
vor Inkrafttreten des Aktiengeſetzes ausgegebenen Vor⸗ 
zugsaktien behalten aber bis auf weiteres ihren 
Vorzug im Stimmrecht. Hinweis auf $ I EGAktch. 
Es iſt anzunehmen, daß mit Ruͤckſicht auf den künftigen 
Fortfall der Mehrſtimmrechte ſich die Fälle der Umwandlung 
eigener Vorzugsaktien in Stammaktien häufen werden. Es 
können auch eigene Vorzugsaktien mit Mehr ⸗ 
ſtimmrechten in Vorzugsaktien ohne Stimm- 
recht umgewandelt werden. Die oben dargeſtellten 
Grundſätze find in dieſem Fall entſpreche nd anzu⸗ 
wenden. 


3. Verkauf 

Eigene Aktien, die eine Geſellſchaft von Drük⸗ 
ten erworben hat, gehören zum Betrie bsvermögen 
der Geſellſchaft. Hinweis auf Abſchnitt Bi. Gewinne 
und Verluſte aus Verkäufen ſolcher Aktien berühren 
daher den ſteuer pflichtigen Gewinn. Hat aber 
die Geſellſchaft die eigenen Aktien unter Preis verkauft, 
um dem Erwerber einen Vorteil zuzuwenden, dann darf 
der ſich dabei ergebende Minderer bös (Verluſt) in der 
Regel nicht anerkannt werden. Es handelt ſich um eine 
verdeckte Gewinnausſchüttung. Hinweis auf 
Abſchnitt BS a. g b 

Anders ſind dagegen eigene Aktien zu behandeln, 
die bisher noch nicht im Verkehr geweſen ſind. Das 
iſt z. B. der Fall, wenn Aktien, die bei einer Kapital- 
erhöhung ausgegeben wurden, für Rechnung der Ge⸗ 
ſellſchaft gezeichnet worden ſind. Es kann ſich um Aktien 
bandeln, die aus beftimmten Gründen erit 
ſpäter verwertet werden. Man ſpricht in dieſem 
Fall von Vorratsaktien oder Verwertungs- 
aktien. 

Die noch nicht in den Verkehr gegebenen 
eigenen Aktien find Leeraktien. Sie haben vor 
ihrer Verwertung keinen Wert. In der Bilanz 
der Geſellſchaft find fie mit dem Nennbetrag zu ak⸗ 
tivieren, ſofern das Grundkapital um den Nennbetrag 
der ausgegebenen Aktien erhöht worden iſt. Das Ver- 
mögen der Geſellſchaft ändert ſich dadurch nicht, weil 
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ſich dann buch m äßſig die beiden Bilanzſeiten um den 
gleichen Betra g erhöhen. Werden ſpäter dieſe Aktien 
verwertet. dann unterliegt der über den Nennbetrag 
erzielte Erlös (Aufgeld) nicht der Beſtenerung, weil 
geſellſchaftsrechtliche Vorgänge das ſteuer⸗ 
liche Erfolgsergebnis nicht berühren dürfen. 
Hinweis auf RStl 1939 S. 478 Nr 414. Es iſt mithin 
ſteuerlich von großer Tragweite, ob es fih i m 
Einzelfall um den Verkaufeigener bereits 
im Verkehr geweſener Aktien oder um das 
erſtmalige Inverkehrbringen junger Ak⸗ 
tien handelt. 

Es iſt oft ſchwierig feſtzuſtellen, welche Art eige- 
ner Aktien die Geſellſchaft verkauft hat. Eine Kapi— 
talerhöhung wird mitunter in der Weiſe durchgeführt, 
daß die jungen Aktien von einer Bank oder von 
einer Banken gem einſchaft (Konſortium) gezeichnet 
werden. Die Zeichnungsbedingungen ſind im 
einzelnen im Ubernahmbertrag niedergelegt. 

Verkauft die Geſellſchaft ſpäter Aktien, die ſie vom 
Konfortium zurückerworben hat, dann iſt der 
dabei erzielte Mehrerlös ſtenerpflichtiger Ge— 
winn, wenn die Ausgabe der Aktien mit der 
übernahme durch das Konſortium beendet 
war. Die Geſellſchaft hat in dieſem Fall bereits im 
Verkehr geweſene Aktien verkauft. Der Mehr— 
er lös iſt dagegen ſteuerfreies Aufgeld, wenn 
das Konſortium die Aktien noch nicht feſt über- 
nommen ſondern ſie zur Verfügung der Ge- 
ſellſchaft oder für deren Rechnung und Ge— 
ahr zu verwenden hat. Die A usgabe der Aktien 
iſt in dieſem Fall erſt mit dem Vertauf an Dritte 
beendet. Dieſe ſind als Erſterwerber der jungen 
Aktien zu behandeln. 

Die zwiſchen der Geſellſchaft und dem Kon- 
ſortjum vereinbarten Zeichnungsbedin⸗ 
gungen geben Aufſchluß darüber, ob die A us gabe 
der Aktien mitder Zeichnung durch das Kon- 


Bette in beendet iſt. Es kommt darauf zan, ob nach 
en Zeichnungsbedingungen die jungen 
Aktien wirtſchaftlich zum Vermögen des 


Konſortiums zu rechnen find. Hinweis auf RStBl 
1931 S. 395 Nr 492, 1939 S. 478 Nr 414: 


„. . Nach ständiger Rechtſprechung des erkennenden Senats 
iſt eine Emiſſionsbank nicht ſchon deshalb als erſte Erwerberin 
junger Aktien .. anzuſehen, weil ſie die Aktien formell ge⸗ 
zeichnet und den Übernahmepreis der Geſellſchaft gut— 
geſchrieben hat. Anderſeits iſt ihr die Eigenſchaft eines erſten 
Erwerbers nicht ſchon dann ohne weiteres abzuſprechen, wenn 
fie ſich der Geſellſchaft gegenüber verpflichtet hat, die von ihr 
gezeichneten jungen Aktien anderen Perſonen, insbeſondere 
den alten Aktionären, zu einem beſtimmten Kurſe anzubieten 
oder bei einer etwalgen Veräußerung die Geſellſchaft am Vers 
äußerungserlöſe zu beteiligen. Es kommt vielme bt 
darauf an, ob nach den àwiſchen der Geſell⸗ 
ſchaft und der Emiffionsbanf vereinbarten 
Zeichn ungs bedingungen die jungen Aktien 
infolge der Zeichnung auch wirkſchaftlich als 
zum Vermögen der Bank gehorig angeſehen 
werden können. Das iſt ſtets dann zu verneinen, wenn 
und ſoweit die Emiſſionsbank ſich verpflichtet hat, die von ihr 
gezeichneten Aktien egen Erſtattung des Zeichnungspreiſes 
zur Verfügung der Me ſſellſchaft zu halten. In einem ſolchen 
Fall hat der ... Senat ſtets diejenigen Perſonen als die 
erſten Erwerber der jungen Aktien behandelt, an die die Aktien 
auf Grund der der Geſellſchaft vorbehaltenen Verfügung ver⸗ 
äußert waren ...“ 


Man merke ſich das folgende: Trägt nach den 
Zeichnungs bedingungen das Konſortium 
die Gefahr des Weſlerverkaufs, kann es z. B. 
die Aktien im Fall der Unverkäuflichkeit 
nicht der Geſellſchaft zurückgeben, „bleibt 
es darauf ſitzen“, dann iſt das Konſortium 
wirtſchaftlichals Eigentümerin der Aktien 
zu behandeln. Die Ausgabe der Aktien iſt dann mit 
der Zeichnung durch das Konſortium beendet. 

Gewinne aus dem Verkauf eigener nn 


rechtsaktien ſind nach den gleichen Grun 
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ſätzen zu behandeln. Es kommt auch hier darauf an, ob 
die der Geſellſchaft zugeteilten Bezugs⸗ 
rechtsaftien ſchon im Verkehr geweſen ſind. Hat 
das Konſortium die bei einer Kapitalerhöhn na 
ausgegebenen Aktien feft übernommen, dann, iſt dadurch 
die Aktienausgabe beendet. Die jungen 
Aktien find mit der ü bernahme durch das Kon- 
ſortium in den Verkehr gelangt. Daran ändert 
ſich nichts, daß das Konſortium nach den Zeichnungsbedin⸗ 
gungen verpflichtet iſt, die Aktien den alten Aktionären an⸗ 
zubieten. Übt die Geſellſchaft das ihr auf Grund des 
Beſitzes eigener voll eingezahlter Aktien 
zuſte hende Bezugsrecht aus, dann hat ſie vom 
Konſortium „e pt iger, verkehrsfähige Ak- 
tien erworben. Der Me hrerlös aus dem Verkauf 
dieſer Aktien iſt ſte ue pflichtig. Hinweis auf RStBl 
1934 S. 829 Nr 732. War die Aktienausgabe mit 
der Übernahme durch das Konſortium noch 
nicht beendet, dann find die der Geſellſchaft auf 
Grund ihres Bezugsrechts anfallenden Aktien 
weiterhin als junge, „no ch nicht fertige“ Aktien 
zu behandeln. Der Erlös aus dem Verkauf dieſer Aktien 
darf den ſteuer pflichtigen Gewinn micht be⸗ 
rühren. Er unterliegt der Geſellſchaftſteuer. Hin⸗ 
weis auf RStl 1931 S. 396 Nr 492. 

Hat die Geſellſchaft Vorratsa ktien aus einer 
Kapitalerhöhung in der Geldentwertungs- 
zeit bei der Goldmarkumſtellung genau ſo be 
rlickſichtigt wie die alten eigenen Aktien und die 
Vorratsattien wie andere Vermögenſtücke mit dem 
gemeinen Wert bewertet, dann entſteht die Frage, ob 
dadurch die Ausgabe der Vorratsaktien 
ſteuerlichals beendet angeſehen werden kann. Der 
Nc hat früher dieſe Frage in RStBl 1928 S. 196 Nr 339 
(Band 23 S. 59 Nr 18) bejaht. Die Geſellſchaft habe 
durch die Bewertung der Vorratsaftien ſchlüſſig bewieſen, 
„daß fie die Aktien ſchon als endgültig in den Verkehr ge⸗ 
tretene, nicht als erſt im Entſtehungszuſtand befindliche 
Wertpapiere angeſehen habe, daß ſie mit anderen Worten 
die Aktienausgabe für beendet gehalten habe“. Der bei 
einem ſpäteren Verkauf der Vorratsaktien 
erzielte Gewinn würde danach ſteuerpflichtig 
fein. Ter #5 hat nunmehr di eſe Auffaſſung auf- 
gegeben. Hinweis auf RStöl 1939 S. 478 Nr 414. 

Werden eigene Vorzugsaktien in Stamm- 
aktien umgewandel t, dann unterliegt der beim 
Verkauf dieſer u mgewandelten Aktien ent 
ſtehende Gewinn der Körperſchaftſtener. Er 
beſteht aus dem Unterſchled zwiſchen den Buchwert 
der Stammaktien und dem höheren Ver tan fs 
er lös. 

Beiſpiel: 

MS beſitzt 1000 eigene Vor zugsaktjen im Nennwert von 
100 000 NM, Sie hatte dieſe Aktien zum Kurs bon 200 RM 
je Aktie gekauft. Der Kurs entſprach dem inneren Wert dieſer 
Aktien. Die Vorzugsaktien wurden am Bilanztag in Stamm⸗ 
aktien umgewandelt. Der Vörſenkurs der Stammaktien bes 
trägt 120 b. H. Die Ge ſellſchaft hat im nächſten Jahr die 
Aktien zum Kurs von 150 v. H. verkauft. Der Bilanzgewinn 
iſt um den beim Verkauf entſtandenen Buchverluſt von 
50 000 AM gemindert worden (Unterſchied zwiſchen dem Buch⸗ 
wert der eigenen Aktien von 200 000 RM und dem Verkaufs- 
erlos von 150 000 RM). Das Finanzamt hat den Bilanz⸗ 
gewinn um den Buchverluſt von 50000 RM erhöht. 


Es handelt ſich um zwei Geſchäftsvorfälle, 
ſteuerlich getrennt zu behandeln ſind. 

Der erſte Geſchäftsvorfall umfaßt den Er- 
werb der Vorzugsaktſen und die Umwandlung 
dieſer Aktien in Stammaktien. Die Geſellſchaft hat dieſen 
Vorgang buchmäßig unzutreffend dargestellt. Sie hätte den 
Buchwert der eigenen Aktien (200 000 RM) auf den nach 
dem Börſenkurs für Stammaktien errechneten nie d rige⸗ 
ren Teilwert (120000 RM) abſchreiben müſſen. Sie 
durfte den Anſchaffungspreis (200 000 RM) nicht fort⸗ 
führen. Das Recht, bei der Bewertung von Wirtſchafts⸗ 
glitern zwiſchen dem Anſchaffungspreis und dem niedrigeren 
Teilwert zu wählen, gilt nur für Anlagegüter. Eigene 


die 
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Aktien gehören aber nicht zum Anlagevermögen. Hinweis 
auf Abſchnitt B 2. In der Abſchlußbilanz des Jahres, 
in dem die Vorzugsaktien in Stammaktien umgewandelt 
wurden, muß daher der Buchwert der eigenen 
Aktien auf 120000 RM abgeſchrieben werden. Der 
dadurch entſtandene Verluſt von 80000 RM darf aber den 
ſteuerpflichtigen Gewinn dieſes Jahres nicht 
mindern. Hinweis auf Abſchnitt B 2. 

Der zweite Geſchäftsvorfall umfaßt den 
Verkauf dereigenen Aktien im nächſten Geſchäfts⸗ 
jahr. Die Geſellſchaft hat dabei keinen Verluſt ſon⸗ 
dern einen Gewinn von 30000 RM erzielt (Unterſchied 
zwiſchen dem auf 120 000 RM abgeſchriebenen Buchwert der 
eigenen Aktien und dem Verkaufserlös von 150.000 RM). 
Es fragt ſich, ob dieſer Gewinn ſteuerpflichtig iſt. Für 
die Steuerpflicht ſpricht die Tatſache, daß der Verkauf der 
umgewandelten Aktien keinen geſellſchaftsrechtlichen Vorgang 
darſtellt. Die geſellſchaftsrechtliche Umwandlung lag bereits 
vor dem Verkauf. Der Verkaufsgewinn ſtellt daher kein 
ſteuerfreies Aufgeld dar. Das wäre nur dann der 
Fall, wenn es ſich bei dem Verkauf um junge noch nicht im 
Verkehr geweſene Aktien gehandelt hätte. Das trifft aber 
hier nicht zu. Die Geſellſchaft beſaß bereits im Ver⸗ 
kehr geweſene eigene Vorzugsaktien. Daran 
ändert ſich durch die Umwandlung dieſer Vor ⸗ 
zugsaktien in Stammaktien nichts. Es haben 
ſich dadurch nur die in den Aktien verbrieften 
Rechte gewandelt. 


4. Tauſch 


„Beim Tauſch werden Wirtſchaftsgüter gegen 
Hingabe von Sachwerten erworben. Die in 
Taunſch gegebenen Wirtſchaftsgüter können 
auch eigene Anteile fein. Es entſteht die Frage, wie 
der eingetauſchte Gegenſtand zu bewerten iſt. 

Es wird in kaufmänniſchen Kreiſen die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß in der Regel das eingetauſchte Wirt⸗ 
ſchaftsgut nicht mit dem Teilwert ſondern mit dem Buch⸗ 
wert des in Tauſch gegebenen Wirtſchaftsguts zu bewerten 
iſt. Es ſei nach kaufmänniſcher Übung erlaubt, die 
in den weggegebenen Wirtſchaftsgütern vorhandenen ſtillen 
Rücklagen auf die eingetauſchten Wirtſchaftsgüter zu über⸗ 
tragen. Beim Tauſch würde danach in den Fällen, in denen 
der Teilwert des in Tauſch gegebenen Wirtſchaftsguts über 
dem Buchwert liegt, kein Gewinn verwirklicht werden. 

Dieſer Aufaſſung kann ſteuerlich nicht gefolgt 
werden. Zu den Anſchaffungskoſten eines Wirt⸗ 
ſchaftsguts gehört alles, was für die Anſchaffung 
aufgewendet wird. Beim Tauſch beſtehen die An- 
ſchaffungskoſten für das eingetauſchte Wirt⸗ 
ſchaftsgut nicht nur aus dem Buchwert des 
weggegebenen Wirtſchaftsguts ſondern auch 
155 der in dieſem Buchwert vorhandenen ſtillen Rück- 

age. 
Es ergibt ſich mithin der folgende Grund ſatz: Das 
eingetauſchte Wirtſchaftsgut ift mit dem Teil⸗ 
wert des in Tauſch gegebenen Wirtſchafts⸗ 
guts im Zeitpunkt der Hingabe zu bewerten. 
Liegt der Teilwert über dem Buchwert, dann wird beim 
Tauſch inſoweit ein Gewinn verwirklicht. Hinweis auf 
Reinhardt-Gebhardt, Handbuch der ſteuerlichen Betriebs- 
prüfung Band I S. 256 Ziffer 6, Band 2 S. 123 Ziffer 7a. 

Der Ri hat nur in Ausnahmefällen beim 
Tauſch keine Gewinnverwirklichung angenommen. Hin- 
weis auf RStBBl 1932 S. 464 Nr 479, 1933 S. 427 Nr 386, 
1939 S. 116 Nr 104, 1940 S. 595 Nr 461. 

In neuerer Zeit häufen ſich die Fälle, in denen Kapital 
geſellſchaften beim Tauſch von Aktien die eingetauſchten 
Aktien unter Hinweis auf RStBl 1933 S. 427 Nr 386 mit 
dem Buchwert der weggegebenen Aktien bewerten. Dazu iſt 
das folgende zu bemerken. 

Es iſt unzuläſſig, die von der Rechtſprechung des 
Rai entwickelten Grundſätze zur Frage, wann beim Tauſch 
keine Gewinnverwirklichung anzunehmen iſt, zu ver⸗ 
allgemeinern. Es handelt ſich um Sonderfälle. 
Die Entſcheidung darüber, ob beim Tauſch keine Gewinn— 


verwirklichung eintritt, kann „nur von Fall zu Fall unter 
Würdigung aller, insbeſondere der wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkte erfolgen“. Hinweis auf RStBl 1940 S. 595 Nr 461. 

Beim Tauſch von Aktien iſt in der Regel dann 
keine Gewinnverwirklichung anzunehmen, wenn ſich durch 
den Tauſch bei der tauſchenden Geſellſchaft 
wirtſchaftlichnichts geändert hat. Hat aber z. B. 
die Kapitalgeſellſchaft durch den Aktientauſch Einfluß 
auf bisher von ihr nicht beherrſchte Geſellſchaften erlangt 
oder hat ſich ihre Herrſchafts macht über ſolche Geſell⸗ 
ſchaften erhöht, dann muß grund ſätzlich eine 
Gewinnverwirklichung bejaht werden. Man wird 
beim Aktientauſch weiter dann keine Gewinnverwirk⸗ 
lichung annehmen und eine übertragung der ſtillen Rück— 
lagen auf die eingetauſchten Aktien billigen können, wenn 
der Aktienbeſitzer auf den Tauſch feiner Einfluß 
gehabt hat. Das kann 3. B. der Fall fein, wenn ohne ſein 
Zutun Kapitalgeſellſchaften verſchmolzen und ihm für 
die Aktien an der eingeſchmolzenen Geſellſchaft Aktien der 
aufnehmenden Geſellſchaft zugeteilt werden. Eine Ein- 
ſchränkung kann veranlaßt ſein, wenn die hingegebenen 
Anteile früher zu Laſten des ſteuerlichen Ge- 
winns einer Abſchreibung unterworfen worden 
waren. In ſolchen Fällen wird es nicht unbillig ſein, wenn 
eine Gewinnverwirklichung bis zur Höhe der da— 
maligen Abſchreibung angenommen wird. 

Es handelt ſich überhaupt bei der Frage, wann beim 
Aktientauſch kein Gewinn verwirklicht wird, im Grunde um 
Billigkeitserwägungen. Es iſt daher gerecht⸗ 
fertigt, bei der Beurteilung dieſer Tauſchgeſchäfte einen 
ſtrengen Maßſtab anzulegen und nur in ganz be⸗ 
ſonders gelagerten Fällen die Bewertung der 
eingetauſchten Aktien mit dem Buchwert der in Tauſch 
gegebenen Aktien anzuerkennen. 1 

Dieſe Grundſätze finden auch auf ſolche Tauſchgeſchäfte 
Anwendung, bei denen Wirtſchaftsgüter gegen 
Hingabe eigener bereits im Verkehr ge⸗ 
weſener Aktien eingetauſcht werden. Die ein⸗ 
getauſchten Aktien find daher grundſätzlich mit dem Teil ⸗ 
wert derin Tauſchgegebeneneigenen Aktien 
zu bewerten. Liegt der Teilwert über dem Buch⸗ 
wert, dann iſt inſoweit ein Gewinn verwirklicht 
worden. 

Beiſpiel: 

Ach X iſt Eigentümerin eines Pakets eigener Aktien im 
Nennbetrag von 500000 RM. Sie hat dieſe Aktien im freien 
Verkehr gekauft. Der Buchwert beträgt 500000 RM. Ach X 
erwirbt Anteile an Ach Y gegen Hingabe der eigenen Wftien. 
Der Tauſch war geboten, um die drohende Überfremdung der 
mit der AB X in Geſchäftsverbindung ſtehenden A N zu 
verhindern. 


Die Anteile an AG Y find bei AG X mit dem Teil⸗ 
wertderweggegebenen eigenen Aktien zu ber 
werten. Beträgt der Börſenkurs der AG X-Aftien 120 v. ob 
dann iſt durch den Aktjentauſch bei AG X ein Gewinn von 
100 00 NM verwirklicht worden. Eine Gewinnver⸗ 
wirklichung iſt in dieſem Fall auch dann anzu- 
nehmen, wenn beide Geſollſchaften Glieder eines 
Ronzerz find. Es liegt kein Grund vor, den Tauſch 
von Aktienpaketen innerhalb des Konzerns 
ſteuerlich zu begünſtigen. 


Der Fall iſt dann anders zu beurteilen, wenn die in 


Tauſch gegebenen eigenen Aktien noch nicht 
im Verkehr geweſen find. Der bei einem ſolchen Tauſch⸗ 


geſchäft erzielte Mehrerlös iſt körperſchaftſteuer ⸗ 


freies Aufgeld. Es handelt ſich um einen geſell⸗ 
ſchafts rechtlichen Vorgang. 
Veiſpiel: 
Ach X und NG N erhöhen ihr Grundkapital um je 
1000 00% MM. Sie tauſchen die jungen Aktien gegenſeitig 
aus. Die Kurſe der alten Aktien beider Geſellſchaften betragen 
150 b. H. je Aktie im Nennbetrag von 100 RM. 


Die eingetauſchten Ach N- Aktien find bei Ach X mit 
150 v. H. je Aktie zu bewerten. Der ſich bei AG X ergebende 
Mehrbetraa van 500 000 RM ift kein ſteuerpflichtiger Ge⸗ 
winn ſondern Aufgeld. 


1 


s 
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Erwirbt eine Kapitalgeſellſchaft das Betriebsve rt» 
mögen einer Einzelfirma oder einer Perſonen- 
geſellſchaft gegen Hingabe eigener Aktien, 
dann handelt es ſich ebenfalls um ein Tauſchgeſchäft. 
Sind die in Tauſch gegebenen Aktien be reits im Ver⸗ 
kehr geweſen, dann iſt, ſoweit der Teilwert dieſer 
Aktien über dem Buchwert liegt, bei der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft ein Gewinn verwirklicht worden. Für die 
Bewertung des eingetauſchten Betriebs- 
bermögens bei der aufnehmenden Kapital- 
geſellſchaft gilt das folgende: 

Die Anſchaffungskoſten für das übernommene 
Betriebsvermögen beſtehen in dem Teilwert der 
hingegebenen eigenen Aktien. Bei der Ver⸗ 
teilung des Anſchaffungspreiſes auf die ein⸗ 
zelnen hereingenommenen Vermögensgegenſtände dürfen 
dieſe mit keinem höheren Wert angeſetzt werden, als nach 
den handelsrechtlichen und ſteuerlichen Veſtim⸗ 
mungen zuläſſig iſt. Iſt danach die Summe der für die ein⸗ 
zelnen Vermögensgegenſtände anzuſetzenden Werte klei ner 
als der Geſamtanſchaffungspreis, dann iſt der Unter- 
ſchied als Betriebsbeſtehenswert zu aktivieren. 
Bleibt dagegen der Anſchaffungspreis hinter den für die 
einzelnen Vermögensgegenſtände anzuſetzenden Werten 
zurück, ſo ſind die Einzelwerte — abgeſehen von feſt⸗ 
ſtehenden Geldkonten uſw. — entſprechend zu mindern. 
Hinweis auf RStBl 1939 S. 949 Nr 948, deſſen Grundſätze 
im vorliegenden Fall entſprechend anzuwenden ſind. 

Unter beſtimmten Vorausſetzungen ſteht es der Kapital⸗ 
geſellſchaft frei, die in der letzten Schlußbilanz der 
Einzelfirma oder Perſonengeſellſchaft ge 
bildeten ſteuerlichen Werte fortzuführen. Es 
handelt ſich in der Hauptſache um die Fälle, in denen 
Einzelunternehmen oder Perſonengeſell⸗ 
ſchaften in Kapitalgeſellſchaften umge⸗ 
wandelt werden. Hinweis auf RStBl 1933 S. 999 
Nr 771, 1934 S. 540 Nr 457, S. 838 Nr 744, 1936 S. 804 
Nr 594. In dieſem Fall iſt bei der Kapitalgeſellſchaft nur 
inſoweit ein Gewinn verwirklicht worden, als der 
ſteuerliche Buchwert des von der Einzelfirma oder 
von der Perſonengeſellſchaft übernommenen Vermögens 
über dem Buchwert der hingegebenen eigenen 
Aktien liegt. 


5. Verdeckte Gewinnausſchüttung 

Das Weſen der verdeckten Gewinnaus⸗ 
Ihüttung beſteht darin, daß die Kapitalgeſellſchaft den 
Geſellſchaftern in einer nicht als Gewinnaus⸗ 
ſchüttung erſcheinenden Form Vorteile aus 
ihrem Vermögen zuwendet, die fie geſellſchafts⸗ 
fremden Perſonen nicht gewährt haben würde. Ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttungen können auch beim Ankauf 
und Verkauf eigener Anteile vorliegen. Es 
handelt ſich um eine der ſteuerlichen Kernfragen aus dem 
Gebiet der eigenen Anteile. 

Die Rechtſprechung des Ric über dieſe Frage iſt ſehr 
umfangreich. Der Rich hat in neuerer Zeit an den bisher 
entwickelten Grundſätzen nicht mehr in vollem Umfang feit- 
gehalten. Hinweis auf RStl 1939 S. 556 Nr 507. 

Es kommen in der Hauptſache folgende Rechtsvorgänge 
über eigene Anteile in Betracht, bei denen ſich die Frage 
ergibt, ob verdeckte Gewinnausſchüttungen anzunehmen ſind. 


a) Ankauf und Verkauf zu gekünſtelten Preiſen, 
b) Erwerb zu angemeſſenen Preiſen, 
o) Erwerb neu geſchaffener Anteile. 


Dieſe Rechtsvorgänge werden im folgenden behandelt. 


a) Ankauf und Verkauf 

Preiſen 

Beim Ankauf und Verkaufeigener Anteile 
iſt gewöhnlich eine verdeckte Gewinnausſchüttung anzu⸗ 
nehmen, wenn die Geſellſchaft Anteile von ihren Geſell— 
ſchaftern zu einem Preis erwirbt, der über dem Wert der 
Anteile im Zeitpunkt des Erwerbs liegt, oder wenn fie An- 
teile einem Geſellſchafter zu einem niedrigeren Preis 


zu gekünſtelten 
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als dem Wert überläßt. Hinweis auf RStBl 1937 S. 934 
Nr 651. Bei börſengängigen Anteilen iſt der ver⸗ 
einbarte Preis mit dem amtlich notierten 
Furs zu vergleichen. Hinweis auf NStYL 1935 S. 745 
Nr 485. In anderen Fällen gibt der Vermögen⸗ 
ſteuerwert der Anteile einen Anhalt, ob der Preis an⸗ 
gemeſſen iſt. Hilfsweiſe können auch die Preiſe heran⸗ 
gezogen werden, die von Dritten bei Verkäufen 
ſolcher Anteile erzielt worden ſind. 

Weicht der Vergleichswert für dieſe Anteile 
weſentlich vom vereinbarten Preis ab, dann iſt in der Regel 
der Unterſchied als verdeckte Gewinnaus— 
ſchüttung zu behandeln. Hinweis auf NStBl 1931 
S. 292 Nr 350 (Ankauf eigener Aktien über Preis), 
FSU 1934 S. 708 Nr 625 (Verkauf eigener Aktien 
unter Preis).) 

Hat die Geſellſchaft ein Paket eigener Anteile 
über Preis erworben, um das Eindringen läſti⸗ 
ger Konkurrenz abzuwehren, dann iſt inſoweit keine 
verdeckte Gewinnausſchüktung anzunehmen. Der Über» 
preis iſt in betrieblichem Intereſſe gezahlt 
3 Hinweis auf Abſchnitt B 2, RStBl 1987 S. 622 
er 431. 

Beim Verkauf eigener Anteile zu einem 
unter dem Wert liegenden Preis liegt aus nahms⸗ 
weiſe dann keine verdeckte Gewinnausſchüttung vor, 
wenn die Geſellſchaft nur durch den niedrigeren Preis 
Dritte zum Eintritt in die Geſellſchaft veranlaßt hat. Hin⸗ 
weis auf NStBL 1937 S. 934 Nr 651. Es handelt ſich um 
einen Sonderfall. Die in der Entſcheidung entwickel- 
ten Rechtsgrundſätze dürfen n icht verallgemeinert werden. 


b) Erwerb zu angemeſſenen Preiſen 5 

Erwirbt eine Kapitalgeſellſchaft eigene Anteile 
zu einem Preis, der den inneren Wert dieſer Anteile 
entſpricht, dann liegt in der Regel keine verdeckte Ge⸗ 
winnausſchüttung vor. Die Geſellſchaft hat in dieſem Fall 
dem Verkäufer in ſeiner Eigenſchaft als Anteilseigner 
keinen Sondervorteil ohne Gegenleiſtung gewährt, 


c) Verdeckte Gewinnausſchüttung an den 
Verkäufer 

Es können aber in einzelnen Fällen trotz äußer⸗ 
licher Gleichwertigkeit von Leiſtung und 
Gegenleiſtung durch den Ankauf eigener Anteile Ge— 
winne in verſchleierter Form an den (die) Ver⸗ 
käufer ausgeſchüttet werden. Es handelt ſich um die 
Fälle, in denen Kapitalgeſellſchaften keine oder nur ver- 
hältnismäßig geringe Gewinne ausge- 
ſchüttet haben und dann verſuchen, die Ausſchüt⸗ 
kungen an die Geſellſchafter durch den Anka uf eines 
Bruchteils ihrer Anteile fteuerfrei nach⸗ 
zuholen. Der Ankauf eigener Anteile nähert ſich in 
dieſem Fall wirtſchaftlich einer Kapitalherab⸗ 
ſetzung. 

Eine Kapitalherabſetzung iſt ſteuerlich 
anzuerkennen, wenn ſie ernſtlich gemeint und 
nach Lage der Dinge wirtſchaftlich geboten 
ft. Hinweis auf RStBl 1937 S. 434 Nr 268. In dieſem 
Fall ſind die Zahlungen an die Geſellſchafter auch 
ſteuerlich als Kapitalrückzahlungen zu be⸗ 
handeln. 

Die Kapitalrückzahlung auf Grund einer 
Kapitalherabſetzung iſt aber eine Gewinnaus⸗ 
ſchüttuna, „wenn nach der ganzen Sachlage nur eine 
. . Gewinnausſchüttung bezweckt fein konnte und die 
Kapitalherabſetzung zum Zweck der Kapitalrückzahlung nur 
einen Weg bieten ſollte, den Gewinn einkommenſteuerfrei 
auszuſchütten. In einem ſolchen Fall bedeutet die 
Rechtsform der Kapitalherabſetzung einen Geſtaltungsmiß⸗ 
brauch im Sinn von § 6 StAnp® und find die an die Ge— 


) Werden eigene Anteile unter Preis an Angeſtellte 
verkauft oder bon dieſen über Preis zurückgekauft, 
dann ſtellt der Unterſchied in der Regel Arbeitslohn 
A g e auf RStBl 1936 S. 812 Nr. 605, 1937 S. 588 

r. 889, 
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ſellſchafter geleisteten Beträge als Gewinnausſchüttungen 
zu behandeln. “ Hinweis auf RSthBl 1935 S. 650 


Die erworbenen Anteile dürfen in dieſen Fällen in der 
Steuerbilanz nicht aktiviert werden. Die Zah⸗ 
lungen ſind zu Laſten freier Rücklagen zu 
verbuchen. | 

Werden Anteile 8 34 Gmb, 8 192 AktG gemäß 
eingezogen, dann kann das den Anteilseignern ge⸗ 
zahlte Entgelt ebenfalls eine verdeckte Gewinnaus ⸗ 
ſchüttung darſtellen. Die Voraus ſetzungen für 
die Annahme einer verdeckten Gewinnausſchüttung ſind im 
weſentlichen die gleichen wie in den Fällen eines 
mißbräuchlichen Ankaufs eigener Anteile. Hinweis auf 
NSB 1933 S. 229 Nr 197, 1935 S. 650 Nr 387, S. 1569 
Nr 1214, 1937 S. 583 Nr 386. 


d) Verdeckte Gewinnausſchüttung an den 
(die) verbliebenen Geſellſchafter 


Erwirbt eine Geſellſchaft beim Ausſcheiden eines 
Geſellſchafters deſſen Anteile zum ange⸗ 
meſſenen Preis, dann entſteht die Frage, ob da- 
durch den verbliebenen Geſellſchaftern ein 
Vorteil zugewendet worden iſt. Der Vorteil könnte 
darin erblickt werden, daß die verbliebenen Ge⸗ 
ſellſchafter ohne eigene Aufwendungen 
nunmehr a lleinige Machtgeber der Geſellſchaft 
geworden ſind. a 

Eine verdeckte Gewinnausſchüttung wird man dann 
nicht annehmen können, wenn der Erwerb der Anteile bei 
der Geſellſchaft nur eine Zwiſchenlöſung darſtellt. 
Das iſt z. B. der Fall, wenn die Geſellſchaft die Anteile 
erworben hat, um fie nicht in die Hand der RFonkurrenz 
gelangen zu laſſen und die Anteile bei Gelegenheit 
an geeignete Perſonen verkauft werden ſollen. 

Der Fall liegt aber anders, wenn der Ankauf der An- 
teile durch die Geſellſchaft von vornherein als Dauer ; 
erwerb gedacht iſt. In dieſem Fall liegt es nahe, in Höhe 
der an den ausgeſchiedenen Geſellſchafter ge⸗ 
zahlten Abfindung eine verdeckte Gewinn ⸗ 
ausſchüttung an die verbliebenen Geſell⸗ 
ſchafter im Verhältnis ihrer Beteiligungen anzunebmen. 
Das gilt um fo mehr, als es ſachlichkeinen Unter ⸗ 
ſchied macht, ob die Geſellſchaft die Anteile an⸗ 
kauft oder ob die verbliebenen Geſellſchafter 
die Anteile mit Mitteln (Darlehen) der Geſell⸗ 
ſchaft erwerben. Im letzteren Fall hat der RF H 
die „Darlehen“ als verdeckte Gewinnausſchüt⸗ 


19. Oktober 1940 S. 303 


tungen behandelt, weil in der Regel ernſtlich mit einer 
Rückzahlung nicht zu rechnen iſt. Hinweis auf RStBl 1937 
S. 854 Nr 594. In beiden Fällen beherrſchen die ver⸗ 
bliebenen Geſellſchafter nunmehr völlig die Geſellſchaft. 
Der Ankauf der Anteile durch die Geſellſchaft 
muß daher aus Gründen gleichmäßiger ſteuer⸗ 
licher Behandlung im Ergebnis dem Fall gleid- 
geſtellt werden, in dem die verbliebenen Ge⸗ 
ſellſchafter die Anteile des ausgeſchiedenen 
Geſellſchafters mit Mitteln der Geſellſchaft 
ankaufen. 

Der RFH hat aus dieſem Grund bisher auch beim An⸗ 
kauf der Anteile durch die Geſellſchaft in Höhe 
des Kaufpreiſes eine verdeckte Gewinnausſchüt⸗ 
tung an den (die) verbliebenen Geſellſchafter 
angenommen. Hinweis auf RStBl 1938 S. 435 Nr 316. 


Beiſpiel (nach Zitzlaff): 

Eine GmbY mit einem Stammkapital von 20 000 RM hat 
zwei Geſellſchafter mit je 10000 RM. Das Vermögen der 
GmbH beträgt 600 000 RM. A will ausſcheiden. 

Erſter Fall: Die Gmbs erwirbt unmittelbar den Anteil 
des A für 300 000 RM. 

Zweiter Fall: B erwirbt den Anteil für 300 000 RM. Die 
GmbH bezahlt für B die 300 000 RM an A. 


Es liegt nach der bisherigen Rechtſprechung 
des Rc in beiden Fällen eine verdeckte Ge⸗ 
winnausſchüttung von 300 000 RM an B vor; im 
erſten Fall in Höhe des Kaufpreiſes, im zweiten Fall in 
Höhe des Darlehns. 

Dagegen ſind Bedenken erhoben worden. Der ver⸗ 
bliebenene Geſellſchafter habe beim Ankauf des Anteils durch 
die Geſellſchaft nichts erhalten. Eine verdeckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttung liege daher nicht vor. Das gleiche müſſe aus 
Gründen ſteuerlicher Gleichmäßigkeit dann gelten, wenn der 
verbliebene Geſellſchafter den Anteil mit Mitteln (Darlehn) 
der Geſellſchaft erwirbt. Das Darlehen ſei nur ſcheinbar 
gegeben. Das bedeute, daß der verbliebene Geſellſchafter den 
Anteil fürdie Geſellſchaft erworben hat. Dieſer Fall 
ſei alſo ſteuerlich genau ſo zu beurteilen, wie der Fall, in 
dem die Geſellſchaft unmittelbar den Anteil erwirbt. Es jet 
daher in keinem Fall eine verdeckte Gewinnausſchüttung an 
den verbliebenen Geſellſchafter gegeben. 

Der RES iſt mit gewiſſen Einſchränkun⸗ 
gen dieſer Auffaſſung beigetreten. Hinweis auf RStBl 
1939 S. 556 Nr 507. Es iſt danach im Gegenfaß zur 
früheren Rechtſprechung beim Erwerb eie 
ner Anteile durch die Geſellſchaft keine ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung an die berbiie- 
biebenen Geſellſchafter anzunehmen. Das gilt 
aber nur dann, wenn die Anteile aus ſchließlich in 
der Abſicht erworben werden, das Ausſcheiden 
eines Geſellſchafters mit ſeinem Geſellſchaftsver⸗ 
mögen herbeizuführen. Der Rö hat ausdrücklich die Frage 
offen ' gelaſſen, wie der Fall zu behandeln iſt, wenn 
mit dem Erwerb der Anteile weitere Ziele, z. B. die 
Verſchiebung von Beteiligungshundert⸗ 
ſätzen, verfolgt werden. Der Erwerb der Anteile 
durch die verbliebenen Geſellſchafter mit 
Mitteln (Darlehen) der Geſellſchaft iſt ähnlich 
zu beurteilen. Eine verdeckte Gewinnausſchüt⸗ 
tung an die verbliebenen Geſellſchafter liegt 
nicht vor, wenn Anteile ausſchließlich in der Ab⸗ 
ſicht erworben werden, den ausgeſchiedenen Ge- 
ſellſchafter abzufinden. In dieſem Fall ſind die 
Anteile zum Betriebsvermögen der Geſell⸗ 
ſchaft zu rechnen. Haben dagegen die verbliebenen 
Geſellſchafter die Anteile erworben, um eigene 
Intereſſen zu verfolgen, dann ſind die Anteile ihnen 
zuzurechnen. Die von der Geſellſchaft zum Erwerb der An⸗ 
teile gewährten Darlehen können dann ver deckte Ge⸗ 
winnausſchüttungen darſtellen. ir 

Geſellſchaften Ih reiben mitunter den vom ansgeichte- 
denen Geſellſchafter erworbenen Anteil zu VLaſten freier 
Rücklagen ab oder ziehen den Anteil zu Taſten 
freier Rücklagen ein. Hinweis auf § 34 GmbHG, 
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§ 192 AktG. Es entſteht die Frage, ob darin eine ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung an die verblie⸗ 
benen Geſellſchafter zu erblicken iſt. Der RF bat 
dieſe Frage bisher bejaht, weil der Anteil dadurch 
wirtſchaftlich den verbliebenen Geſellſchaf⸗ 
tern ohne Gegenleiſtung angefallen iſt. Hinweis 
auf RStBl 1936 S. 266 Nr 244, 1938 S. 335 Nr 204. Der 
Riß hat mit den obigen Einſchränkungen nun⸗ 
mehr auch dieſe Aufaſſung aufgegeben. Hinweis auf 
RStBl 1939 S. 556 Nr 507, insbeſonedre S. 557 und 558. 


e) Erwerb neu geſchaffener Anteile 


Kapitalgeſellſchaften können bei einer Kapitalerhöhung 
neu geſchaffene Anteile nicht von vornher⸗ 
ein ſelbſt übernehmen. Der Geſellſchaft flöſſe da⸗ 
durch kein neues Kapital zu. Das widerſpräche dem Grund— 
ſatz, daß die Kapitalerhöhung nur durch Leiſtungen der Ge— 
ſellſchafter durchgeführt werden ſoll. 

Bei Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung wird die Kapitalerhöhung mitunter in der Weiſe 
durchgeführt, daß die neuen Stammanteile von der 
Geſellſchaft übernommen werden, wobei fie die 
Mittel zur Abdeckung der entſprechenden 
Stammeinlagen aus einer Rücklage entnimmt. 

Der Ric hat dieſe Art der Kapitalerhöhung 
wie folgt behandelt. Wenn die Kapitalerhöhung ernſtlich 
gewollt ſei, dann müſſe bei wirtſchaftlicher Be⸗ 
trachtung davon ausgegangen werden, daß die Betei⸗ 
ligten auch den hier allein gangbaren Weg über 
die Gewinnausſchüttung gewählt haben. Der 
RiyHunterſtellt aus diefem Grund, daß die Geſell⸗ 
ſchaftihren Geſellſchaftern den zum Erwerb der 
Anteile erforderlichen Barbetrag aus einer Rück⸗ 
lage ausgeſchüttet hat und daß dann die Geſellſchaf⸗ 
ter mit Hilfe dieſer Einkünfte ihren Ein⸗ 
zahlungsverpflichtungen nach dem Verhöltnis 
ihrer Anteile genügt haben. Der Ric erblickt daher, 
wie bei der Überlaſſung von Freiaktien und Freianteilen, 
auch in dieſer Art der Kapitalerhöhung eine ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung. Hinweis auf RStBl 
1934 S. 370 Nr 316, 1935 S. 1447 Nr 1094, 1939 S. 207 
als, 

Es find dagegen Bedenken erhoben worden. Nach der 
vom Rieß gewählten Betrachtung müßten die neuen, An⸗ 
teile den Geſellſchaftern zugerechnet werden. Sie gehörten 
aber der Geſellſchaft. Es miſſe daher folgerichtig weiter 
unterſtellt werden, daß die Geſollſchafter die Anteile unent⸗ 
geltlich in die Geſellſchaft eingebracht haben. Dann ſei. aber 
im Ergebnis den Geſellſchaftern nichts verblieben. Eine 
verdeckte Gewinnausſchüttung liege daher nicht vor. 
Veiſpiel: 

Das Stammkapital der GmbH wird um 100 000 RM 


erhöht. Die Geſellſchaft „übernimmt“ die Anteile zum Nenn⸗ 
wert und deckt die Einzahlungsverpflichtung aus einer Rücklage. 


Die Geſellſchaft hat die „übernommenen“ Anteile zu 
Raften der Rücklage verbucht. Dieſe mindert ſich daher zu⸗ 
9 7 um 100 000 RM. Die Anteile ſtehen mit Null zu 

uch. 


Nach der vom NFS gewählten Betrachtung iſt dieſer 
Vorgang buchmäßig wie folgt zu behandeln: 


Erſte Buchung: 
Konto Einzahlungsverpflichtung der Geſellſchafter 


bekommt Rechnung 100000 AM 
Konto Stammkapital 
gibt Rechnung 100 000 RM 
Verbuchung der Kapitalerhöhung. 
Zweite Buchung: 
Konto Rücklage 
bekommt Rechnung 100 000 RM 
Konto Einzahlungsverpflichtung der 
Geſellſchafter 
gibt Rechnung 100 000 RM 


Verbuchung der Einzahlungen. 


Die ausgegebenen Anteile gehören danach den 
Geſellſchaftern, deren Einzahlungsver⸗ 
pflichtungen aus der Rücklage gedeckt worden ſind. 
Es muß aber, wie oben ausgeführt, weiter unterſtellt 
werden, daß die Geſellſchafter die Anteile un⸗ 
entgeltlich in die Geſellſchaft eingebracht haben. 
Bei dieſer ſind daher die Anteile und die Rücklage (Ein⸗ 
lage) wieder mit 100 000 RM kanzuſetzen. 


Buchung: 
Konto Eigene Anteile 


bekommt Rechnung 100 000 RM 
Konto Rücklage (Einlage) 
gibt Rechnung 100 000 RM. 


Es iſt mithin alles beim alten geblieben. 
Was die Geſellſchaft an die Geſellſchafter ausge⸗ 
ſchüttet hat, iſt ihr im gleichen Augenblick wie der 
zugefloſſen. 

Dieſer Vorgang ähnelt einer noch nicht abge— 
ſchloſſenen Kapitalerhöhung. Die Geſellſchaft 
darf in dieſem Fall die Anteile bis zur endgültigen Aus— 
gabe mit dem Nennbetrag aktivieren. Das Vermögen ändert 
ſich dadurch nicht, weil ſich buchmäßig das Stammkapital um 
den gleichen Betrag erhöht. Eine verdeckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttung liegt nicht vor. Es iſt nicht erſichtlich, warum 
dieſer Fall anders zu beurteilen wäre, als wenn die Geſell— 
ſchaft die Anteile von vornherein ſelbſt „übernommen“ hätte. 

Man wird bei wirtſchaftlicher Betrachtung 
den Vorgang wohl ſo auffaſſen müſſen, daß die Geſellſchaft 
die Kapitalerhöhung zwar beſchloſſen, aber noch 
nicht endgültig durchgeführt hat. Die Kapi⸗ 
talerhöhung iſt erſt mit der Weitergabe der 
Anteile an Dritte abgeſchloſſen. Man kann dieſe Art der 
Kapitalerhöhung auch nicht mit der Ausgabe von Frei⸗ 
anteilen vergleichen. Die Freianteile verbleiben den Ge— 
ſellſchaftern, während hier die Anteile nach wie vor der 
Geſellſchaft gehören. 

Die in obigem Beiſpiel von der Geſellſchaft „über⸗ 
nommenen“ Anteile wären daher in der Steuerbilanz mit 
dem Nennbetrag zu aktivieren. Das Stammkapital erhöht 
ii den gleichen Betrag. Das Konto Rücklage wird nicht 

erührt. 

Es bleibt abzuwarten, ob der R§ß an der bisherigen 
Auffaſſung feſthält. 


6. Schachtelvorrecht und Mindeſtbeſteuerung 


a) Schachtelvorrecht 

Gewinne aus Beteiligungen find § 9 KStG 
gemäß nicht ſteuerpflichtig, wenn die Obergeſell— 
ſchaft an dem Grundkapital oder Stammkapital der 
Untergeſellſchaft mindeſtens zu einem Viertel un⸗ 
mittelbar beteiligt iſt. Maßgebend iſt die Beteiligung am 
ſteuerlichen Grundkapital oder Stammkapital der 
Untergeſellſchaft. 

Beſitzt die Untergeſellſchafteigene Aktien, 
die ſie von Dritten erworben hat, dann wird da⸗ 
durch das Grundkapital dieſer Geſellſchaft nicht berührt. 
Es darf daher bei Errechnung der Höhe der Beteili- 
gung der Obergeſellſchaft nicht um den Nenn⸗ 
wert der eigenen Aktien gekürzt werden. Für die Vermögen⸗ 
ſteuer Hinweis auf RStBl 1930 S. 34 Nr 50. Die Grund⸗ 
ſätze dieſes Urteils gelten entſprechend für die Kör- 
perſchaftſteuer. 

Beiſpiel: 
AG & iſt an dem Grundkapital der Ach Y mit 20000 RM 
beteiligt. Das Grundkapital beträgt 1000 000 RM. AG 9 
beſitzt eigene Aktien im Nennbetrag von 200 000 RM. 


Die Beteiligung der AG & iſt nichtſteuerbegün⸗ 
ſtigt. Die Vorausſetzungen des 8 9 KStG find nicht er- 
füllt. Ach X iſt nur mit 20 v. H. des Grundkapitals der 
AG M beteiligt. Es iſt ohne Belang, daß Ach X an 
den umlaufenden Aktien der AG ) (800 000 RM) 
mit 25 v. H. beteiligt iſt. 

Das Schachtelvorrecht ſteht AG X auch dann 
nicht zu, wenn in obigem Beiſpiel der Nennwert der eige- 
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nen Aktien 800 000 RM betragen und AG & daher mit 
ihrer Beteiligung Ach 9 völlig beherrſchen würde. AG & 
iſt auch in dieſem Fall am Grundkapital der AG Pun⸗ 
mittelbar nur mit 20 v. H. beteiligt. 


b) Min deſtbeſteuerung 

8 17 Abſatz 1 Ziffer 1 KSt gemäß unterliegen der 
Mindeſtbeſteuerung Ausſchüttungen, ſoweit 
ſiemehrals 4 v. H. des eingezahlten Grundkapitals oder 
Stammkapitals betragen. Gewinnanteile, die auf eigene 
Anteile entfallen, ſind nicht als „ausgeſchüttet“ an⸗ 
zuſehen. Sie bilden eine echte Rücklage und bleiben 
daher bei der Berechnung des Mindeſteinkommens au Ber 
Betracht. Hinweis auf Band 24 S. 145 Nr 44, RStBl 
1983 S. 984 Nr 753 und auf das Beiſpiel in EStR für 1989 
S. 107 Ziffer 125. 


7. Kapitalherabſetzung 

Die Herabſetzung des Geſellſchaftskapi⸗ 
tals kann aus verſchiedenen Gründen erforder⸗ 
lich ſein. Die Geſellſchaft kann ſich z. B. der Kapitalherab⸗ 
ſetzung bedienen, um überflüffige Werte abzu⸗ 
ftoßen. Sie iſt vor allem aber ein Mittel zur 
Sanierung notleidender Geſellſchaften. 

Das Aktiengeſetz kennt folgende Formen der Kapital⸗ 
herabſetzung: 


die ordentliche Kapitalherabſetzung (88 175 bis 181 AktG), 

die vereinfachte Kapitalherabſetzung (88 182 bis 191 AktG), 

die Kapitalherabſetzung durch Einziehung von Aktien (88 192 
bis 194 AktG). 


Eigene Aktien werden mitunter erworben, um 
eine Kapitalherabſetzung vorzubereiten. 
Dieſe kann auf verſchiedene Weiſe durchgeführt 
werden. Gewöhnlich werden die eigenen Aktienein⸗ 
gezogen. Hinweis auf $ 192 AktG. Das Grund⸗ 
kapital mindert ſich dann um den Nennwert der 
eingezogenen Aktien. Es können ſich dabei Ge⸗ 
winne und Verluſte ergeben. 

Erwirbt eine Aktiengeſellſchaft eigene Aktien 
unter dem Nennwert e und zieht fie dieſe ein, dann 
entſteht ein Buchgewinn. Er beſteht aus dem Unter- 
ſchied zwiſchen dem Anſchaffungspreis der eige- 
nen Aktien und dem Betrag der Minderung des 
Grundkapitals. Werden die Aktien der Geſellſchaft 
unentgeltlich zur Einziehung überlaſſen, dann 
find fie bei dieſer nicht zu aktwieren. Hinweis auf RStBl 
1935 S. 139 Nr 86. Der Buchgewinn umfaßt in dieſem 
Fall den vollen Nennwert der eingezogenen 
Aktien. Werden die Aktien über dem Nennwert 
erworben, dann entſteht bei der Einziehungein Buch- 
ver luſt. ' 

Gewinne und Verluſte, die fich durch die 
Kapitalherabſetzung (Einziehung) ergeben, dürfen 
das ſteuerliche Erfolgsergebnis nicht be⸗ 
rühren. Es handelt ſich um geſellſchafts recht 
liche Vorgänge. Hinweis auf RStBl 1929 S. 220 
915 a 1934 S. 436 Nr 374, 1935 S. 139 Nr 86, S. 679 

r 412. 

Der bei der Einziehung entſtehende Buchver⸗ 
luſt darf auch nicht in einen abzugsfähigen und 
einen nicht abzugsfähigen Verluſt zerlegt werden. 


Beiſpiel: 

Ach x hat im Jahr 1939 zum Zweck der Sin ⸗ 
ziehung eigene Aktien im Nennwert von 100000 RM zum 
Kurs von 150 NM je Aktie im Nennwert von 100 RM ers 
worben. Der Kurs entſprach dem inneren Wert der Aktien. 
Die Aktien wurden am 31. Dezember 1939 eingezogen. Der 
Kurs betrug an dieſem Tag 120 RM je Aktie. 


Die Geſellſchaft hat den Bilanzgewinn um den Kurs- 
verluft von 30 00 RM u gekürzt. Der durch die Einziehung 
entſtandene nicht abzugsfähige Vuchverluſt betrage nur 
20 000 RM (Unterſchied zwiſchen dem Kurswert der Aktien 
am 31. Dezember 1939 und der Minderung des Grund⸗ 
kapitals). 
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Dieſe Auffaſſung geht fehl. Die Aktien ſind zum 
Zweck der Einziehung erworben worden. Es han⸗ 
delt ſich um einen einheitlidhen Vorgang, der 
nicht aufgeteilt werden darf. Sinkt vor der Einziehung 
der Wert dieſer Aktien, dann wird dadurch der ſteuer⸗ 
bare Gewinn nicht berührt. Dieſer Verluſt iſt daher 
in obigem Beiſpiel zum nicht abzugsfähigen Einziehungs⸗ 
verluſt zu rechnen. 3 

Es iſt beim Erwerb eigener Aktien zum Zweck 
der Einziehung auch auf verdeckte Gewinn⸗ 
ausihüttungen zu achten. Dieſe verbergen ſich mit⸗ 
unter im Einziehungsergebnis und entgehen 
dadurch der Beſteuerung. 

Beiſpiel. 
Ach X beſitzt Aktien der A 9 im Nennwert von 
100 000 RM. AG Y kauft dieſe Aktien zum Preis von 200 RM 
je Aktie im Nennwert von 100 RM. Die Aktien werden ſpäter 
eingezogen. Die Geſellſchaft weiſt einen nicht abzugsfähigen 
Einziehungsverluſt von 100 000 RM aus. 


Es iſt zu prüfen, ob der Kaufpreis für die eigenen 
Aktien auch ſteuerlich anzuerkennen iſt. Entſpricht 
ein Kurs von nur 100 RM je Aktie dem inneren Wert 
diefer Aktien, dann iſt der überpreis als ver deckte 
Gewinnausſchüttung zu behandeln. Hinweis auf 
Abſchnitt B 5 a. Die Aktien find in der Steuerbilanz nur 
mit 100 000 NM anzuſetzen. Der Bilanzgewinn iſt um den 
Überpreis von 100 000 RM zu erhöhen. Ein Einziehungs⸗ 
verluſt liegt nicht vor. Bei der einziehenden Geſellſchaft iſt 
das Ergebnis dasſelbe, ob eine verdeckte Gewinnausſchüt⸗ 
tung anzunehmen iſt oder nicht. Von Bedeutung iſt aber 
das Vorliegen einer verdeckten Gewinnausſchüttung für die 
Verkäuferin der Aktien. Dieſe muß die verdeckte Ge⸗ 
winnausſchüttung als Einkommen verſteuern, ſoweit ſie 
nicht nach ihrem Bilanzgewinn ohnehin erfaßt wird. 

Werden eigene Aktien erworben und ein⸗ 
gezogen, dann können auch bei äußerlicher An⸗ 
gemeſſenheit des Kaufpreiſes Gewinne in 
verſchleierter Form an die Veräußerer 
ausgeſchüttet worden ſein. Das trifft zu, wenn die 
Geſellſchaft bisher unter laſſene Ausſchüttun⸗ 
gen durch Ankauf und Einziehung der Anteile 
ſteuerfrei nachholen will. Hinweis auf Abſchnitt 
B 5 b. Der Erwerb und die Einziehung der Aktien 
ſind in dieſem Fall ſteuerlich nicht anzuerkennen. 
Das Entgelt iſt zu Laſten freier Rücklagen zu 
verbuchen. } 

Die Herabſetzung des Stammkapitals der 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt ähnlich ge⸗ 
regelt wie die Kapitalherabſetzung bei Aktiengeſellſchaften. 
Unterſchiede ergeben ſich in der Hauptſache bei der 
Einziehung. Das Stammkapital wird im Gegen⸗ 
ſatz zu den Vorſchriften des Aktiengeſetzes dur ch die Ein⸗ 
ziehung von Geſchäfktsanteilen ni cht berührt. Die ein⸗ 
gezogenen Geſchäftsanteile gehen zwar 
unter; das Stammkapital bleibt aber, wenn 
nicht gleichzeitig ſeine Herabſetzung be⸗ 
sieh been s. unverändert. Hinweis auf 8 34 
Embccef. h 

Dieſer Unterſchied iſt ſteuerlich ohne Be lang. 
Der ſteuerbare Gewinn wird durch die Ein? 
ziehung eigener Geſchäftsanteile mit oder ohne Kapital⸗ 


herabſetzung nicht berührt. Die obigen Ausführungen find 


hier enkſprechend anzuwenden. f a 
Die Geſellſchaft darf in der Regel den bei der Kapi⸗ 
talherabſetzung (Einziehung) er zielten 


Buchgewinn nach freiem Ermeſ ſen verwenden. Über R 
Ausnahmen von dieſem Grundſatz Hinweis auf §8 182, 


192 Abſätze 3 und 5 Akt. Verſtöße dagegen ſind aber 
ſteuerlich ohne Bedeutung. ß E 

Wird der Gewinn einer Rücklage zugeführt und dieſe 
ſpäter an die Geſellſchafter ausgeſchüttet, dann 
find dieſe Ausſchütkungen in der Regel als Ein» 
künfte aus Kapitalvermögen zu behandeln. Es 
iſt unerheblich, daß bei der Geſellſchaft die ſe 
Rücklage nicht beſteuert wird. Hinweis auf RStBl 
1935 S. 679 Nr 412. 
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Verwendet die Geſellſchaft den Gewinn zur Be- 
ſeitigung eines Verluſtes, dann darf dies nicht 
dazu führen, daß der Geſellſchaft dadurch ſteuer⸗ 
liche Vorteile, die ihr ſonſt zuſtehen, verloren gehen. 
Zu ſolchen ſteuerlichen Vorteilen gehört der Ver lu ſtvor⸗ 
trag. Dieſer wird durch den Buchgewinn nicht beein⸗ 
trächtigt. Das ergibt ſich aus dem Grundſatz, daß der Buch⸗ 
gewinn aus einer Kapitalherabſetzung (Einziehung) das 
ſteuerliche Erfolgsergebnis nicht berühren darf. Hinweis auf 
Band 34 S. 304 Nr 74, RStBl 1933 S. 1321 Nr. 1106. 

Der Buchgewinn kann auch zur Deckung von 
Betriebsausgaben verwendet werden. Handelt es 
ſich um ſteuerlich abzugsfähige Betriebsaus⸗ 
gaben, dann entſpricht der Bilanzgewinn nicht 
demſteuerlichen Betriebsergebnis. Er iſt um 
dieſe Ausgaben zu hoch ausgewieſen und muß daher 
entſprechend gekürzt werden. Wird der Buchge⸗ 
winn zu Sonderabſchreibungen verwendet, dann 
iſt zu prüfen, ob dieſe Abſchreibungen ſteuerlich zu⸗ 
läſſig ſind. Iſt das der Fall, dann muß der Bilanzge⸗ 
winn um den Abſchreibungsbetrag gemindert werden, weil 
die Sonderabſchreibungen nicht zu Laſten des Bilanzgewinns 
gebucht worden ſind. Werden die Sonderabſchreibungen 
nicht anerkannt, dann iſt der Betrag, der in der Handels- 
bilanz zu den unzuläſſigen Abſchreibungen verwendet wor— 
den iſt, in der Steuerbilanz über Kapital (Ausgleichspoſten) 
auszugleichen. In der Steuerbilanz werden nur die z u⸗ 
läſſigen Abſchreibungen zu Laſten des Bilanz⸗ 
gewinns vorgenommen. Hinweis auf RStBBl 1935 S. 139 
Nr 86, 1938 S. 862 Nr 782, Mehrmann im Handbuch der 
ſteuerlichen Betriebsprüfung Band 2 S. 206. 


8. Verſchmelzung 

Kapitalgeſellſchaften können in der Form der unech— 
ten oder in der Form der echten Verſchmelzung 
zuſammengeſchloſſen werden. 

Beſitzt eine Geſellſchaft alle Anteile einer anderen Ge— 
ſellſchaft und beherrſcht ſie dadurch völlig dieſe Geſellſchaft, 
dann ſpricht man von unecht er Verſchmelzung. 
Beide Geſellſchaften bleiben rechtlich be— 
ſtehen. Bei der echten Verſchmelzung geht eine 
der ſich verſchmelzenden Geſellſchaften un ter. Die an⸗ 
dere Geſellſchaft übernimmt gegen Gewährung von 
Anteilen das Vermögen der untergegan- 
genen Geſellſchaft als Ganzes. Die echte 
Verſchmelzung kann auch durch die Vereinigung 
der zu verſchmelzenden Geſellſchaften z u 
einer neuen Geſellſchaft durchgeführt werden. 
Über Einzelheiten Hinweis auf 8 233 u. f. AktG. Die un⸗ 
echte Verſchmelzung wird ſteuerlich nachanderen 
Grundſätzen behandelt als die echte Verſchmel— 
zung. 


a) Unechte Verſchmelzung 

Die Kapitalgeſellſchaft muß alle Aktien der anzuglie- 
dernden Geſellſchaft beſitzen. Dieſe Aktien werden mitunter 
gegen Hingabe eigener Aktien erworben. Es iſt 
zu unterſcheiden, ob die im Tauſch gegebenen eigenen 
Aktien bereits im Verkehr geweſen ſind oder ob 
es ſich um die Hingabe junger Aktien aus einer Kapi⸗ 
talerhöhung handelt; denn von der Art der hingegebenen 
eigenen Aktien hängt es ab, wie die ei ngetauſchten 
Aktien bei der aufnehmenden Geſellſchaft zu 
bewerten ſind und ob dadurch bei dieſer ein ſteuer⸗ 
pflichtiger Gewinn verwirklicht worden iſt. 

Hat die Kapitalgeſellſchaft eigene bereits im 
Verkehr geweſene Aktien hingegeben, dann liegt 
ein echter Tauſch vor. Die eingetauſchten 
Aktien ſind grundſätzlich mit dem Teilwert der in 
Tauſch gegebenen eigenen Aktien zu bewerten. 
Der Unterſchied zwiſchen Buchwert und höherem 
Teilwert der hingegebenen eige nen Aktien iſt 
ſteuerpflichtiger Gewinn. Hinweis auf Ab— 
ſchnitt B 4. g 

Beſteht das Entgelt aus jungen Aktien, dann fehlt 
es an Anſchaffungskoſten für die eingetauſchten Aktien. Die 


jungen Aktien haben vor ihrer Aufgabe keinen 
Wert. Die eingetauſchten Aktien find in dieſem 
Fall mit den mutmaßlichen Anſchaffungskoſten 
zu bewerten. Dieſe beſtehen in der Regel in dem Teil⸗ 
wertdereingetauſchten Aktien. Liegt der Teil⸗ 
wert über dem Nennwert der jungen Aktien, 
dann iſt dadurch bei der aufnehmenden Kapital- 
geſellſchaft kein ſteuerpflichtiger Gewinn entſtanden. 
Der Mehrbetrag iſt dieſer aus der Kapitalerhö⸗ 
hung zugefloſſen. Er iſt ſteuerfreies Aufgeld. 
ÜUberſteigt der Nennwert der jungen Aktien 
den Teilwert der erworbenen fremden 
Aktien, dann darf der Unterſchied den Gewinn 
der Kapitalgeſellſchaft nicht mindern. Es bandeli ſich um 
Abgeld. In beſonderen Fällen kann in Höhe des Ab⸗ 
gelds eine verdeckte Gewinnausſchüttung an 
den Veräußerer der fremden Aktien vorliegen. 

Beſteht das Entgelt für die fremden Aktien aus 
Vorratsaktien der aufnehmenden Kapitalgeſellſchaft, 
dann muß geprüft werden, ob es ſich dabei um bereits 
im Verkehr geweſene oder um junge Aktien 
handelt. Hinweis auf Abſchnitt B 3. 


b) Echte Verſchmelzung 

Die echte Verſchmelzung im Sinn der 88 233, 
238 AktG wird gewöhnlich in der Weile durchgeführt, daß 
die aufnehmende Geſellſchaft ihr Grund- 


kapital um den zur Durchführung der Ver. 
ſchmelzung erforderlichen Betrag erhöht. Die 
jungen Aktien werden den Aktionären der 


übertragenden Geſellſchaft zur Abgeltung ihrer 
Rechte aus ven Aktien dieſer Geſellſchaft zugeteilt. 

Die Verſchmelzung kann ohne Erhöhung des Grund— 
kapitals durchgeführt werden, ſoweit die überne hmende 
Geſellſchaft eigene Aktien beſitzt. Hinweis auf 
§ 238 AktG. Es kann ſich dabei um eigene bereits 
um Verkehr geweſene Aktien oder um Aktien 
aus einer früheren Kapitalerhöhung han⸗ 
deln, die die Geſellſchaft auf Vorrat gehalten hat. Es iſt 
auch bei der echten Verſchmelzung jteuerli ch von Be⸗ 
deutung, welche Art eigener Aktien die über⸗ 
nehmende Geſellſchaft zur Durchführung der Verſchmelzung 
ausgegeben hat. 

Werden eigene bereits im Verkehr ge- 
weſene Aktien ausgegeben, dann handelt es ſich bei 
der Verſchmelzung um einen tauſchähnlichen Vor⸗ 
gang. Es liegt nahe, die für die Behandlung der Tauſch⸗ 
geſchäfte geltenden Grundſätze entſprechend anzuwenden. 
Dagegen beſtehen keine Bedenken, ſoweit es ſich um 
Verſchmelzungen handelt, die vor Inkrafttreten des Aktien- 
geſetzes vom 30. Jannar 1937 durchgeführt worden ſind. 

Das Vermögen der übertragenden Ge— 
ſellſchaft iſt in dieſem Fall bbei der übernehmen⸗ 
den Geſellſchaft mit dem Teilwert der hingege⸗ 
benen eigenen Aktien zu bewerten. Dieſer Wert bildet 
den Anſchaffu ngspreis für das einzuſchinelzende 
Vermögen. Er iſt auf die hereingenommenen Ver- 
mögensgegenſtände zu verteilen. Iſt die 
Summe der für die einzelnen Vermögensgegenſtände anzu⸗ 
ſetzenden Werte größer als der Anſchaffungspreis, dann 
ſind die einzelnen Werte, abgeſehen von feſtſtehenden Geld» 
konten uſw., entſprechend zu mindern. Erreicht 
der Geſamtwert der erworbenen Gegenſtände den A n' 
ſchaffu ngspreis nicht, iſt aber der erworbene Be⸗ 
trieb dieſen Preis wert, dann iſt der Unterſchied als 
Betriebsbeſtehenswert zu aktivieren. Vei der 
übernehmenden Geſellſchaft iſt ein Ver- 
ſchmelzungsgewinn entſtanden, wenn der Teil» 
wert der hingegebenen eigenen Aktien den Buch⸗ 
wert überſteigt. > 

Beſteht das, Entgelt aus jungen Aktien, dann 
fehlt es an tatſächlichen Anſchaffungskoſten für das herein- 
genommene Vermögen. Es ſind in dieſem Fall die mut⸗ 
maßlichen Anſchaffun askoſten zu ermitteln. Sie 
beſtehen, weil Leiſtung und Gegenleiſtung in der Regel 
gleichwertig ſind, aus den Teilwerten der herein⸗ 
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genommenen Vermögensgegenſtände. Hin⸗ 
weis auf RStBl 1984 S. 840 Nr 746, Gebhardt, DSLZ 
1936 Nr 40 S. 1145. Der Unterſchied zwiſchen dem 
Teilwert des übernommenen Vermögens 
und dem Nennwert der jungen Aktien iſt kein 
Gewinn oder Verluſt. Es handelt ſich um ſteuerfreies 
Aufgeld oder Abgeld. 

Durch das Aktiengeſetz vom 30. Januar 1937 iſt die 
Verſchmelzung neu geregelt worden. Es be⸗ 
ſtimmt vor allem, wie bei der übernehmenden Ge⸗ 
ſellſchaft das Vermögen der zu verſchmel⸗ 
zenden Geſellſchaft zu bewerten iſt. Hinweis 
auf § 242 Akte. Danach find in der Handelsbilanz 
der übernehmenden Geſellſchaft die letzten 
Buchwerte der einzuſchmelzenden Ver⸗ 
mögensgegenſtände c e 

Dieſe Regelung iſt im Steuerrecht entſpre⸗ 
chend anzuwenden. Es macht dabei keinen Unterſchied, 
ob als Entgelt für das einzuſchmelzende Vermögen 
eigene bereits im Verkehr geweſene Aktien 
oder junge Aktien hingegeben werden. Die letzten 
ſteuerlichen Buchwerte bei der einzuſchmel⸗ 
zenden Geſellſchaft ſind danach von der über⸗ 
nehmenden Geſellſchaft fortzuführen. Über- 
ſteigt der Buchwert des herein genommenen 
Vermögens den Buchwert der hingegebenen 
eigenen Aktien, dann hat die übernehmende Geſell⸗ 
ſchaft einen ſteuerpflichtigen Gewinn erzielt. Im um⸗ 
gekehrten Fall iſt in der Regel ke in Verluſt anzuerkennen. 
Es iſt davon auszugehen, daß die Verſchmelzung keine Fehl⸗ 
maßnahme darſtellt. Der Unterſchied iſt als Be⸗ 
triebsbeſtehenswert zu aktivieren. Er darf aber im 
Gegenſatz zu § 242 Abſatz 2 AktG nicht zu Laſten des 


Gewinns abgeſchrieben werden. 

Beſteht das Entgelt für das hereingenom⸗ 
mene Vermögen aus jungen Aktien, dann tt 
Ser Unterſchied zwiſchen dem Nennwert der jun⸗ 
gen Aktien und dem Buchwert des herein⸗ 
genommenen Vermögens ſteuerfreies Aufgeld 
oder Abgeld. 

Werden eigene bereits im Verkehr ge⸗ 
weſene Aktien und junge Aktien hingegeben, 
dann iſt bei der übernehmenden Geſellſchaft der 
Verſchmelzungsgewinn in ſteuerpflichti⸗ 
gen Gewinn und ſteuerfreies Aufgeld auf- 
zu teilen. Gegebenenfalls iſt zu ſchätzen. Uber Einzel⸗ 
heiten Hinweis auf Gebhardt im Handbuch der ſteuerlichen 
Bie Band I S. 264 Ziffer 13, Band 2 S. 219 
Ziffer 5. 


die Leiſtungen, die die übernehmende Geſell⸗ 
ſchaft zur Durchführung der Verſchmelzung 
aufgewendet hat. Zur Gegenleiſtung gehört auch der 
Teilwert der bei der Verſchmelzung unter ⸗ 
gegangenen eigenen Aktien der einzu⸗ 
ſchmelzenden Geſe luſchaft. „Ihre Vernichtung mit 
der Einſchmelzung der aufzunehmenden Geſellſchaft iſt als 
Teil der Anſchaffungskoſten und damit der Gegenleiſtung 
der aufnehmenden Geſellſchaft anzuſehen. Die Rechtslage 
iſt dahin zu beurteilen, daß die aufnehmende Geſellſchaft 
rechtlich alle Aktien der aufzunehmenden Geſellſchaft zu er⸗ 
werben hat, gleichgültig, in weſſen Händen ſie ſich befinden. 


Nur der Umſtand, daß der auf die eigenen Aktien der auf⸗ 
zunehmenden Geſellſchaft entfallende Teil der Gegenleiſtung 
wieder in das Vermögen der aufnehmenden Geſellſchaft 
zurückfällt, entbindet die aufnehmende Geſellſchaft von der 
tatſächlichen Hingabe des auf die eigenen Aktien der aufzu⸗ 
nehmenden Geſellſchaft entfallenden Teils der Gegenleiſtung. 
Trotz dieſer techniſchen Vereinfachung iſt aber auch für die 
im Beſitz der aufzunehmenden Geſellſchaft befindlichen eige⸗ 
nen Aktien rechnungsmäßig eine entſprechende Gegenleiſtung 
auszuwerfen.“ Hinweis auf Gebhardt, Handbuch der ſteuer⸗ 
lichen Betriebsprüfung Band I S. 267 Ziffer 15. 


e) Vermögens übertragung 

Bei der echten Verſchmelzung im Sinn der 
88 233, 238 AktG iſt der ſteuerliche Buchwert des 
hereingenommenen Vermögens fortzu⸗ 
führen. Hinweis auf Abſchnitt B7 b. Anders iſt die 
Vermögensübertragung zu behandeln, die nicht 
unter die Ver ſchm elzung fällt. Es handelt ſich um die 
übertragung des Vermögens einer Kapitalgeſellſchaft ge⸗ 
mäß 8 255 AktG. Das Entgelt kann aus eigenen im 
Verkehr geweſenen Aktien oder aus jungen 
Aktien der erwerbenden Geſellſchaft beſtehen. In dieſem 
Fall findet $ 242 Akt keine Anwendung. Das über⸗ 
nommene Vermögen iſt nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zu bewerten. Beſteht das Entgelt aus ergemen 
em Verkehr geweſenen Aktien, dann bildet nach 
den Grundſätzen des Tauſches der Teilwert 
dieſer Aktien den A nſchaffungspreis für das über⸗ 
nommene Vermögen. Er iſt auf die einzelnen Ver ⸗ 
mögensgegenſtände angemeſſen zu ver 
teilen. Hinweis auf RStBl 1939 S. 949 Nr 948. Liegt 
der Teilwert über dem Buchwert der eigenen Aktien, dann 
hat die Geſellſchaft einen ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winn erzielt. a f 

Werden junge Aktien bingegeben, dann iſt das 
übernommene Vermögen mit den mutmaßlichen An⸗ 
ſchaffungspreis zu bewerten; einen Anhalt dafür 
geben die Teilwerte der übernommenen Ver⸗ 
mögensgegenſtände. Gewinne und Verluſte 
entſtehen in dieſem Fall nich t. Es handelt ſich um Auf⸗ 
geld oder Abgeld. 

Die Grundſätze gelten entſprechend, wenn das 
Vermögen einer Einzelfirma oder einer Perſonen⸗ 
geſellſchaft in eine Kapitalgeſellſchaft gegen 
Gewährung von Anteilen dieſer Gejell- 
Schaft eingebracht wird. In beſtimmten Fällen können 
aber die letzten ſteuerlichen Buchwerte der 
übernommenen Vermögensgegenſtände von 
der Kapitalgeſellſchaft fortgeführt werden. Hinweis 
auf RStBl 1933 S. 999 Nr 771, 1934 S. 540 Nr 457, S. 888 
Nr 744, 1936 S. 804 Nr 594. 


9. Auflöſung N 11 R 

Der Auflöſungsgewinn iſt $ 14 KStG gemäß 
durch Vermögensvergleich zu ermitteln. Das zur 
Verteilungkommende Vermögen (Abwicklungs⸗ 
Endvermögen) iſt mit dem Vermögen am Schl uß 
des der Auflöſung vorangegangenen Wirt⸗ 
ſchafts jahres (Abwicklungs⸗Anfangsvermögen) zu 
vergleichen. N 

Es ergibt ſich die Frage, ob der Wert der eige⸗ 
nen Anteile der aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft bei der 
Ermittlung des Auflöſungsgewinns zu be⸗ 
rückſichtigen iſt. fe 

Eigene Anteile gehen bei der Auflöſung der 
Geſellſchaft unter. Sie ſind wertlos geworden und 
müſſen daher nach der älteren Rechtſprechung des NFH aus 
dem zur Verteilung kommenden Abwicklung End 
vermögen ausgeſchieden werden. Sie ſind in der 
Abwicklungs⸗Schlußbilanz mit Null anzuſetzen, weil dieſe 
nur die zu verteilenden Werte auszuweiſen hat. Das 
Abwicklungs⸗-Anfangsvermögen darf dagegen 
nicht um den Wert der eigenen Anteile ge⸗ 
kürzt werden; denn damals hatten dieſe Anteile noch 
einen umſatzfähigen Wer t. Dieſer hat ſich erſt mit 


der Beendigung der Auflöſung verflüchtigt. 
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Der Auflöſungsgewinn mindert ſich daher um 
den Wert der eigenen Anteile. Dieſe Gewinn⸗ 
minderung iſt bisher auch ſteuerlich anerkannt worden. Hin⸗ 
Dr auf RSEBT 1930 S. 760 Nr 940, Band 43 S. 234 
Nr 94. 

Das Ergebnis iſt unbefriedigend. Es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, daß beim Beſitz eigener Anteile der Auflöſungsgewinn 
geringer ausfällt, als wenn keine eigenen Anteile vorhanden 
ſind oder wenn die eigenen Anteile vor der Auflöſung ver⸗ 
äußert werden. Im letzteren Fall erhöht ſich das Abwick⸗ 
lungs⸗Endvermögen um den Veräußerungserlös für dieſe 
Anteile. Die Geſellſchaft hätte es, würde man der oben an⸗ 
gegebenen Rechtſprechung folgen, auch in der Hand, die Höhe 
des Auflöſungsgewinns nach Belieben zu beſtimmen. Sie 
braucht nur eigene Anteile in Höhe des vermutlichen Auf⸗ 


ſiriegszuſchlag zur Einkommenfteuer (£ohnfteuer) 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Erlaß vom 2. Ok⸗ 
tober 1940 S 2907 — 76 III, der auch im Reichsſteuerblatt abge⸗ 
druckt werden wird, das folgende angeordnet: 

„Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) be⸗ 
trägt § 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. September 
1939 (RGBI I S. 1609) gemäß 50 v. H. der Einkommenſteuer 
(Lohnſteuer). 8 6 Abſatz 2 der Erſten Durchführungsbeſtimmun⸗ 
gen über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Erſte EDB) 
gemäß ift beim Lohnabzugsverfahren der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer (Lohnſteuer) ſo zu bemeſſen, daß dem Arbeitnehmer 
ein Arbeitslohn von mindeſtens 234 RM monatlich, 54 RM 
wöchentlich, 9 RM täglich oder 4,50 RM halbtäglich verbleibt. 
Überſteigt der Arbeitslohn dieſe Freigrenzen, ſo wird er durch 
den Kriegszuſchlag in den unmittelbar anſchließenden Lohnſtufen 
in voller Höhe weggeſteuert. Hinweis auf den Erlaß vom 
16. September 1939 8 2320 A — 25 III und die dieſem beige⸗ 
fügte amtliche Tabelle für die Lohnſteuer und den Kriegszuſchlag 
zur Lohnſteuer. Das bedeutet für den davon betroffenen Arbeit⸗ 
nehmer eine Härte. Ich beſtimme zur Beſeitigung dieſer Härte 
das folgende: 

Der Kriegszuſchlag zur Lohnſteuer tft nur 
jo hoch zu bemeſſen, daß dem Arbeitnehmer von 
dem Arbeitslohn, der die oben bezeichneten 
Freigrenzen überſteigt, ein Betrag von minde⸗ 
tens 50 b. H. verbleibt. 8 6 Abſatz 2 Satz 2 der Erſten 
ED bleibt unberührt 

Die neue Regelung gilt erſtmalig für den Kriegszuſchlag zur 
Lohnſteuer, der für einen Lohnzahlungszeitraum einzubehalten 
iſt, der nach dem 15. Oktober 1940 endet.“ 

Die Auswirkung dieſer Anordnung iſt aus Tabellen er⸗ 
ſichtlich, die dem bezeichneten Erlaß beigefügt ſind. Die Tabellen 
ſind für monatliche, wöchentliche, tägliche und vierſtündliche Lohn⸗ 
zahlungen aufgeſtellt. Die Tabellen umfaſſen die Lohnſtufen Nr 13 
bis 15 der Lohnſteuertabelle. Sie ſind drucktechniſch ſo ausge⸗ 
ſtaltet, daß ſie nach Abtrennen des Kopfes als Deckblatt zu 
den bisherigen Tabellen berwendet werden können. 
Der Erlaß und die Tabellen können von der Reichsdruckerei 
täuflich erworben werden. 0e.— 


Ausjchreibung der Lohnfteuerkarten 1941 für Soldaten 


Wehrmachtangehörige, die während des beſonderen Einſatzes 
zur Wehrmacht einberufen ſind, erhalten oft die Bezüge aus ihrem 
bisherigen Dienſtverhältnis unverändert weitergezahlt. Andere 
Wehrmachtangehörige haben Anſpruch auf Kriegsbeſoldung nach 
der Zweiten Verordnung zum Einſatz⸗Wehrmachtgebührnisgeſetz 
vom 28. Februar 1940 (RG Bl I S. 447). In beiden Fällen iſt die 
Ausſchreibung von Lohnſteuerkarten und die Vorlage dieſer Lohn⸗ 
ſteuerkarte beim Arbeitgeber erforderlich. Die Lohnſteuerkarten 
können nur ausgeſchrieben werden, wenn die Arbeitnehmer anläßz⸗ 
lich der Perſonenſtandsaufnahme erfaßt werden. Es iſt dabei des 
folgende zu beachten: 

Die Arbeitnehmer, die während des beſonderen Einſatzes zur 
Wehrmacht einberufen worden ſind, werden trotz ihrer Ein⸗ 
berufung im Inland meiſt eine Wohnung (in der Regel ihre 
bisherige Wohnung) beibehalten haben. Dieſe Arbeitnehmer wer⸗ 
den durch die Perſonenſtandsaufnahme am 10. Oktober 1940 er⸗ 
faßt. Die Gemeindebehörden haben für ſie Lohnſteuerkarten für 
1941 auszuſchreiben. Hinweis auf § 165 Abſatz 3 AO, § 7 StD. 

Bei Arbeitnehmern, die nach ihrer Einberufung zur Wehr⸗ 
macht tatſächlich keine Wohnung mehr im Inland haben, 
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löſungsgewinns zu kaufen und dieſe bis zur Beendigung der 
Auflöſung zu behalten. Es würde dann kein Auflöſungs⸗ 
gewinn entſtehen. 

Der Ric hat aus dieſem Grund nunmehr entſchieden, 
daß der Auflöſungsgewinn durch den Wegfall 
dereigenen Anteile nicht verkürzt werden darf. 
Der durch die Auflöſung einer Kapitalgeſellſchaft bedingte 
Untergang eigener Anteile iſt ein geſell⸗ 
ſchaftsrechtlicher Vorgang, der das ſteuer⸗ 
liche Erfolgsergebnis nichtberührt. Der Auf⸗ 
löſungsgewinn iſt daher um den Wert der we ggefal⸗ 
lenen eigenen Anteile zu erhöhen. Dieſer 
Grundſatz gilt entſprechend bei der Umwandlung 
bon Kapitalgeſellſchaften. Hinweis auf RStBl 
1939 S. 923 Nr 917, Mirre DStZ 1936 Nr 29 S. 829. 


wird in der Regel von der Annahme auszugeben ſein, daß ſie 
ihren bisherigen Wohnſitz beibehalten haben. Auch dieſe Arbeit⸗ 
nehmer ſollen durch die Perſonenſtandsaufnahme am 10. Oktober 
1940 erfaßt werden. Die Gemeindebehörden ſollen für ſie Lohn⸗ 
ſteuerkarten für 1941 ausſchreiben. Hinweis auf $ 4 der Ver⸗ 
ordnung über die Auswertung der Perſonenſtands⸗ und Be⸗ 
triebsaufnahme vom 16. Mai 1935 (RStegl 1935 S. 769) und auf 
§ 7 LSt DB. 

Es werden für die Arbeitnehmer, die während des beſonderen 
Einſatzes zur Wehrmacht einberufen ſind, tatſächlich oft keine 
Lohnſteuerkarten für 1941 ausgeſchrieben werden. Das 
wird beſonders in den Fällen des vorhergehenden Abſatzes zu⸗ 
treffen. In der Nichtvorlage der Lohnſteuerkarte durch einen ſol⸗ 
chen Arbeitnehmer iſt grundſätzlich kein ſchuldhaftes Ver: 
halten im Sinn des § 37 LSt D zu erblicken. Der Arbeit- 
geber iſt berechtigt, in ſolchen Fällen die Lohnſteuer nach den 
Merkmalen der Lohnſteuerkarte für 1940 und, beim Fehlen auch 
dieſer Lohnſteuerkarte, in entſprechender Anwendung des § 38 
LELDB einzubehalten. Es iſt dann der Familienſtand lohnſteuer⸗ 
lich entſcheidend, der dem Arbeitgeber bekannt iſt. Oe.— 


Gewerbefteuer bei IDiederaufnahme des Gewerbebetriebs 
nach Entlaſſung des Unternehmers aus dem Wehrdienft 


Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsminiſter des 
Innern haben durch gemeinſamen Erlaß vom 20. Dezember 1939, 
RStBl 1939 S. 1214, beſtimmt, daß die Gewerbeſteuer⸗ 
pflicht erliſcht, wenn mit der Einziehung des 
Unternehmers der Betrieb tatſächlich eingeſtellt 
wird. Ein bölliges Aufhören jeder werbenden Tätigkeit wird 
insbeſondere bei Handelsvertreten oder bei allein arbei⸗ 
tenden Handwerkern die Regel ſein. Eine Abmeldung 
des Gewerbebetriebs iſt nicht erforderlich. 

In den letzten Monaten ſind viele Soldaten, insbeſondere 
Weltkriegsteilnehmer, entlaſſen oder langfriſtig beurlaubt 
worden. Sie müſſen die Wiederaufnahme ihrer gewerblichen Tä⸗ 
tigkeit der Gemeindebehörde anzeigen. Dieſe Wiederaufnahme 
iſt gewerbeſteuerlich als Neugründung eines Ge⸗ 
werbebetriebs zu behandeln. Für die Feſtſetzung des 
einheitlichen Steuermeßbetrags iſt als Gewerbeertra g das 
mutmaßliche Ergebnis der erſten zwölf Monate 
des Gewerbehetriebs zu ermitteln (§ 10 Abſätze 3 und 4 Ge⸗ 
werbeſteuergeſetz). Wegen des Begriffs des „mutmaßlichen Ergeb⸗ 
niſſes“ ſei auf das RöicH⸗Urteil vom 17. Januar 1940, R Stel 
1940 S. 514, hingewieſen. Danach iſt als mutmaßliches Ergebnis 
nicht ein normales Betriebsergebnis zu verſtehen, ſondern 
ein Ergebnis, das der betreffende Gewerbebetrieb mutmaßlich in 
den erſten zwölf Monaten ſeines Beſtehens erzielen wird. Liegt 
am Tag der Veranlagung oder vor Abſchluß eines Rechtsmittel⸗ 
verfahrens ein Teiljahresergebnis (Abſchluß für ein 
Rumpfwirtſchaftsjahr) oder der tatſächliche Gewerbe⸗ 
ertrag für das erſte volle Wirtſchaftsjahr ſchon vor, ſo wird 
dieſes Ergebnis in der Regel der Schätzung zur Herbeiführung 
einer gerechten Beſteuerung zugrunde gelegt werden müſſen. Für 
die Ermittlung des Gewerbekapitals gilt § 27 der Dritten 
Gewerbeſteuer DV. 

Dieſe Grundſätze gelten auch dann, wenn die Einſtellung 
und die Wiederaufnahme der gewerblichen Tätigkeit in das⸗ 
ſelbe Rechnungsjahr fallen, es ſei denn, daß der Steuer⸗ 
pflichtige die Einſtellung ſeines Gewerbebetriebs der Gemeinde 
nicht mitgeteilt hat. In dieſen Fällen verbleibt es bei der lau⸗ 
fenden Beſteuerung. Meu. 


